Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/674 


Sachgebiet 2162 


Vorblatt 


Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
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(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Gesetz für Jugendwohlfahrt vom 11. August 1961 muß an 
die durch das Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehe- 
lichen Kinder vom 19. August 1969 geschaffene Rechtslage 
angepaßt werden. 


B. Lösung 

An die Stelle der bisherigen Amtsvormundschaft des Jugend- 
amtes tritt grundsätzlich die Amtspflegschaft des Jugendamtes. 
Die gesetzliche Amtsvormundschaft wird auf die Fälle der Min- 
derjährigkeit der nichtehelichen Mutter beschränkt. 


C. Alternativen 

Das Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehelichen 
Kinder sieht keine Alternative vor. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/4 — 241 20 — Ju 5/70 


Bonn, den 23. April 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
für Jugendwohlfahrt 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
für Jugendwohlfahrt 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 

Das Gesetz für Jugendwohlfahrt in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1205), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14, August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1153) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Nr. 2 fallen die Worte ", insbesondere die 
Tätigkeit des Gemeindewaisenrats," weg. 

2. In § 27 Abs. 2 Nr. 2 fallen die Worte „eheliche" 
und „entgeltlich," weg. 

3. § 31 Abs. 1 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 fällt weg. 

4. § 36 erhält folgende Fassung: 

„§ 36 

Die Befugnis der Länder, weitere Vorschriften 
zum Schutz der Minderjährigen zu erlassen, die 
sich regelmäßig außerhalb des Elternhauses in 
Familienpflege befinden, bleibt unberührt." 

5. An die Stelle der §§ 37 bis 53 einschließlich der 
Überschriften treten folgende Vorschriften: 

„Abschnitt V 

Stellung des Jugendamts im Vormundschafts- 
wesen; Vereinsvormundschaft 

1. Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft 
a) Allgemeine Bestimmungen 
§ 37 

Das Jugendamt wird Pfleger oder Vormund in 
den durch das Bürgerliche Gesetzbuch und die 
folgenden Bestimmungen vorgesehenen Fällen 
(Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft). Es über- 
trägt die Ausübung der Aufgaben des Pflegers 
oder Vormunds einzelnen seiner Beamten oder 
Angestellten. Im Umfang der Übertragung sind 
die Beamten und Angestellten zur gesetzlichen 
Vertretung des Minderjährigen befugt. Die Über- 
tragung gehört zu den laufenden Geschäften im 
Sinne des § 16. 


§ 38 

(1) Auf die Amtspflegschaft und die Amts- 
vormundschaft sind die Bestimmungen des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs anzuwenden, soweit sich 
aus diesem Gesetz nicht ein anderes ergibt. 

(2) Ein Gegenvormund wird nicht bestellt. 

(3) Dem Jugendamt stehen die nach § 1852 
Abs. 2, §§ 1853 und 1854 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs zulässigen Befreiungen zu. 

(4) Hat das Jugendamt über die Unterbrin- 
gung eines Minderjährigen zu entscheiden, so ist 
hierbei auf das religiöse Bekenntnis oder die 
Weltanschauung des Minderjährigen und seiner 
Familie Rücksicht zu nehmen. 

(5) Die Anlegung von Mündelgeld gemäß 
§ 1807 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist auch bei 
der Körperschaft zulässig, bei der das Jugend- 
amt errichtet ist. 

(6) Das Jugendamt kann für Aufwendungen 
keinen Vorschuß und Ersatz nur insoweit ver- 
langen, als das Vermögen des Minderjährigen 
ausreicht. Allgemeine Verwaltungskosten wer- 
den nicht ersetzt. Eine Vergütung kann dem 
Jugendamt nicht bewilligt werden. 

(7) Gegen das Jugendamt werden keine Ord- 
nungsstrafen festgesetzt. 

§ 39 

Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, daß 
weitere Vorschriften des ersten Titels des dritten 
Abschnitts im vierten Buche des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, welche die Aufsicht des Vormund- 
schaftsgerichts in vermögensrechtlicher Hinsicht 
sowie beim Abschluß von Lehr- und Arbeitsver- 
trägen betreffen, gegenüber dem Jugendamt 
außer Anwendung bleiben. 


§ 39 a 

(1) Das Vormundschaftsgericht hat das Ju- 
gendamt als Pfleger oder Vormund zu entlassen 
und einen anderen Pfleger oder Vormund zu 
bestellen, wenn dies dem Wohle des Minderjäh- 
rigen dient und eine andere als Pfleger oder Vor- 
mund geeignete Person vorhanden ist. 

(2) Die Entscheidung ergeht von Amts wegen 
oder auf Antrag. Zum Antrag sind berechtigt 
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der Minderjährige nach Vollendung des vier- 
zehnten Lebensjahres sowie jeder, der ein be- 
rechtigtes Interesse des Minderjährigen geltend 
macht. Das Jugendamt soll den Antrag stellen, 
sobald es erfährt, daß die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 vorliegen. j 

i 

(3) Das Vormundschaftsgericht soll vor seiner j 
Entscheidung auch das Jugendamt hören. I 

§ 39 b 

Das Vormundschaftsgericht hat das Jugendamt 
als Pfleger oder Vormund auf seinen Antrag zu 
entlassen, wenn eine andere als Pfleger oder 
Vormund geeignete Person vorhanden ist und 
das Wohl des Minderjährigen dieser Maßnahme 
nicht entgegensteht. 

b) Gesetzliche Amtspflegschaft und gesetzliche 
Amtsvormundschaft 

§ 40 

(1) Mit der Geburt eines nichtehelichen Kin- 
des wird das Jugendamt Pfleger nach § 1706 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn die Mutter 
Deutsche im Sinne des Grundgesetzes ist. Das 
gleiche gilt, wenn die Mutter staatenlos oder 
heimatlose Ausländerin im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) oder Flüchtling im Sinne des 
Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechts- 
stellung der Flüchtlinge (Bundesgesetzbl. 1953 II 
S. 559) ist und wenn sie ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn be- 
reits vor der Geburt des Kindes ein Pfleger 
bestellt oder angeordnet ist, daß eine Pflegschaft 
nicht eintritt, oder wenn das Kind nach § 1773 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs eines Vormunds 
bedarf. 

(3) Ergibt sich erst später aus einer gericht- 
lichen Entscheidung, daß das Kind nichtehelich 
ist, und bedarf es eines Pflegers, so wird das 
Jugendamt in dem Zeitpunkt Pfleger, in dem 
die Entscheidung rechtskräftig wird. 

(4) Für ein nichteheliches Kind, das außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes geboren 
ist und dessen Mutter die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 erfüllt, tritt die gesetzliche Pfleg- 
schaft erst ein, wenn es seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
nimmt. Die gesetzliche Pflegschaft tritt nicht ein, 
wenn im Geltungsbereich oder außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes bereits eine 
Pflegschaft oder Vormundschaft anhängig ist. 

§ 41 

(1) Mit der Geburt eines nichtehelichen 
Kindes, das nach § 1773 des Bürgerlichen Ge- 


setzbuchs eines Vormunds bedarf, wird das 
Jugendamt Vormund, wenn die sonstigen Vor- 
aussetzungen des § 40 Abs. 1 vorliegen. Dies 
gilt nicht, wenn bereits vor der Geburt des Kin- 
des ein Vormund bestellt ist. § 40 Abs. 3 und 4 
gilt entsprechend. 

(2) War das Jugendamt Pfleger eines nicht- 
ehelichen Kindes nach § 1706 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, endet die Pfegschaft kraft Gesetzes 
und bedarf das Kind eines Vormunds, so wird 
das Jugendamt Vormund, das bisher Pfleger 
war. 

§ 42 

(1) Für die Pflegschaft oder Vormundschaft, 
die mit der Geburt eines nichtehelichen Kindes 
kraft Gesetzes eintritt, ist das Jugendamt zu- 
ständig, in dessen Bezirk das Kind geboren ist. 

(2) Ergibt sich erst später aus einer gericht- 
lichen Entscheidung, daß das Kind nichtehelich 
ist, so ist das Jugendamt zuständig, in dessen 
Bezirk das Kind in dem Zeitpunkt, in dem die 
Entscheidung rechtskräftig wird, seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat oder bei Fehlen eines 
solchen sich tatsächlich aufhält. 

(3) In den Fällen des § 40 Abs. 4 ist das 
Jugendamt zuständig, in dessen Bezirk das Kind 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt nimmt. 


§ 43 

(1) Sobald es das Wohl des Kindes erfordert, 
soll das die Pflegschaft oder Vormundschaft 
führende Jugendamt bei dem Jugendamt eines 
anderen Bezirks die Weiterführung der Pfleg- 
schaft oder der Vormundschaft beantragen. Der 
Antrag kann auch von dem Jugendamt eines an- 
deren Bezirks sowie von der Mutter und von 
einem jeden, der ein berechtigtes Interesse des 
Kindes geltend macht, gestellt werden. Das die 
Pflegschaft oder die Vormundschaft abgebende 
Jugendamt hat den Übergang dem Vormund- 
schaftsgericht unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Gegen die Ablehnung des Antrags kann 
das Vormundschaftsgericht angerufen werden. 


§ 44 

Der Standesbeamte hat die nach § 48 des Ge- 
setzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit dem Vormundschaftsgericht zu 
erstattende Anzeige über die Geburt eines nicht- 
ehelichen Kindes unverzüglich dem Jugendamt 
zu übersenden. In der Anzeige ist das religiöse 
Bekenntnis der Mutter anzugeben, wenn es im 
Geburtseintrag enthalten ist. Das Jugendamt 
hat die Anzeige unverzüglich an das Vormund- 
schaftsgericht weiterzuleiten und ihm den Ein- 
tritt der Pflegschaft oder der Vormundschaft mit- 
zuteilen. 
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c) Bestellte Amtspflegschaft und bestellte 
Amtsvormundschaft 

§ 45 

Ist eine als Einzelpfleger oder Einzelvormund 
geeignete Person nicht vorhanden, so kann 
auch das Jugendamt zum Pfleger oder Vormund 
bestellt werden. Das Jugendamt kann von den 
Eltern des Minderjährigen weder benannt noch 
ausgeschlossen werden. 

2. Beistandschaft und Gegenvormundschaft 
des Jugendamts 

§ 46 

Die Bestimmungen der §§ 37 bis 39 b und 45 
gelten für die Bestellung des Jugendamts zum 
Beistand oder Gegenvormund entsprechend. 


3. Weitere Aufgaben des Jugendamts im 
Vormundschaftswesen 

§ 47 

(1) Das Jugendamt hat dem Vormundschafts- 
gericht die Personen vorzuschlagen, die sich im 
einzelnen Falle zum Pfleger, Vormund, Bei- 
stand, Gegenvormund oder Mitglied eines Fami- 
lienrats eignen. 

(2) Erlangt das Jugendamt von einem Falle 
Kenntnis, in dem ein Pfleger, Vormund, Bei- 
stand oder Gegenvormund zu bestellen ist, so 
hat es dies dem Vormundschaftsgericht unver- 
züglich mitzuteilen. Es soll mit der Anzeige 
den Vorschlag nach Absatz 1 verbinden. 

§ 47 a 

(1) Das Jugendamt hat in Unterstützung des 
Vormundschaftsgerichts darüber zu wachen, daß 
die Vormünder für die Person der Mündel, ins- 
besondere für ihre Erziehung und ihre körper- 
liche Pflege, pflichtmäßig Sorge tragen. Es hat 
dem Vormundschaftsgericht Mängel und Pflicht- 
widrigkeiten anzuzeigen und auf Erfordern über 
das persönliche Ergehen und das Verhalten 
eines Mündels Auskunft zu geben. 

(2) Erlangt das Jugendamt Kenntnis von 
einer Gefährdung des Vermögens eines Mün- 
dels, so hat es dem Vormundschaftsgericht dies 
anzuzeigen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Pfleg- 
schaft und für die Beistandschaft nach § 1690 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 

§ 47 b 

(1) Das Vormundschaftsgericht hat dem 
Jugendamt die Anordnung der Vormundschaft 
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unter Bezeichnung des Vormunds und des 
Gegenvormunds sowie einen Wechsel in der 
Person und die Beendigung der Vormundschaft 
mitzuteilen. 

(2) Wird der gewöhnliche Aufenthalt eines 
Mündels in den Bezirk eines anderen Jugend- 
amts verlegt, so hat der Vormund dem Jugend- 
amt des bisherigen gewöhnlichen Aufenthalts 
und dieses dem Jugendamt des neuen gewöhn- 
lichen Aufenthalts die Verlegung mitzuteilen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für eine die 
Sorge für die Person betreffende Pflegschaft und 
für eine Beistandschaft, wenn dem Beistand die 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
übertragen ist, entsprechend. 

§ 47 c 

Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, daß 
örtliche Einrichtungen geschaffen werden, die 
das Jugendamt bei der Erfüllung seiner Auf- 
gaben nach den §§ 47 und 47 a dieses Gesetzes 
sowie nach § 1779 Abs. 1 und nach § 1862 Abs. 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs unterstützen. 

§ 47 d 

Das Jugendamt hat die Pfleger, Vormünder, 
Beistände und Gegenvormünder seines Bezirks 
planmäßig zu beraten und bei der Ausübung 
ihres Amtes zu unterstützen. 

§ 48 • 

Das Jugendamt hat das Vormundschaftsgericht 
bei allen Maßnahmen zu unterstützen, welche die 
Sorge für die Person Minderjähriger betreffen. 
Es hat dem Vormundschaftsgericht Anzeige zu 
machen, wenn ein Fall zu seiner Kenntnis ge- 
langt, in dem das Vormundschaftsgericht zum 
Einschreiten berufen ist. 

§ 48 a 

(1) Das Vormundschaftsgericht hat das Ju- 
gendamt vor einer Entscheidung nach folgenden 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu 
hören: 

1. § 3 (Volljährigkeitserklärung), 

2. § 1597 Abs. 1 bis 3 und in den entsprechen- 
den Fällen des § 1600 k Abs. 1 Satz 2, Ab- 
satz 2 und 3 (Anfechtung der Ehelichkeit und 
der Anerkennung), 

3. § 1632 Abs. 2 (Herausgabe des Kindes), 

4. § 1634 Abs. 2 und § 1711 Abs. 1 Satz 2 (Ver- 
kehr mit dem Kinde), 

5. § 1666 (Gefährdung des Kindes), 

6. §§ 1671 und 1672 (elterliche Gewalt nach 
Scheidung und bei Getrenntleben der Eltern), 

7. § 1679 (Verwirkung der elterlichen Gewalt), 

8. § 1707 (Entscheidung über die Pflegschaft), 

9. §§ 1723, 1727, 1738 Abs. 2 und § 1740 a 
(Ehelicherklärung) , 
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10. §§ 1751, 1765 Abs. 2, §§ 1770 a und 1770 b 
(Annahme an Kindes Statt). 

(2) Das Vormundschaftsgericht hat das Ju- 
gendamt ferner zu hören vor einer Entscheidung 
nach § 1 Abs. 2 des Ehegesetzes (Ehemündigkeit) 
und nach § 3 Abs. 3 des Ehegesetzes (Einwilli- 
gung zur Eheschließung) sowie nach § 9 Abs. 1 
der Verordnung gegen Mißstände im Auswande- 
rungswesen vom 14. Februar 1924 (Reichsge- 
setzbl. I S. 107). 

(3) Bei Gefahr im Verzüge kann das Vor- 
mundschaftsgericht einstweilige Anordnungen 
schon vor Anhörung des Jugendamts treffen. 

§ 48 b 

In den Fällen des § 1751 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs hat das Vormundschaftsgericht außer- 
dem das Landesjugendamt zu hören, wenn das 
Kind von einem fremden Staatsangehörigen an 
Kindes Statt angenommen werden soll oder 
wenn der Annehmende seinen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat. Zustän- 
dig ist das Landesjugendamt, in dessen Bereich 
das Jugendamt liegt, das nach § 48 a Abs. 1 
Nr. 10 gehört wurde. j 

§ 48 c 

Das Vormundschaftsgericht kann das Jugend- 
amt mit der Ausführung der Anordnungen nach 
§1631 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Un- 
terstützung der Eltern), § 1634 Abs. 2 Satz 1 und 
§ 1711 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs (Verkehr mit dem Kinde) und mit dessen 
Einverständnis auch mit der Ausführung sonsti- 
ger Anordnungen betrauen. | 

i 

§ 48 d 

Wirkt das Vormundschaftsgericht bei der Si- 
cherung des Unterhalts eines Minderjährigen mit, 
so hat sich das Jugendamt auf Verlangen über 
die Höhe des Unterhalts gutachtlich zu äußern. 

§49 

(1) Das Landesjugendamt kann auf Antrag des 
Jugendamts Beamte und Angestellte des Ju- 
gendamts ermächtigen, 

1. die Erklärung, durch welche die Vaterschaft 
anerkannt wird sowie die Zustimmungserklä- 
rung des Kindes zu beurkunden, 

2. die etwa erforderliche Zustimmung des ge- 
setzlichen Vertreters zu einer Erklärung nach 
Nummer 1 zu beglaubigen oder zu beurkun- 
den, 

3. die Verpflichtung zur Erfüllung von Unter- 
haltsansprüchen eines Kindes oder zur Lei- 
stung einer an Stelle des Unterhalts zu ge- 
währenden Abfindung zu beurkunden, wenn 
das Kind im Zeitpunkt der Beurkundung min- 
derjährig ist, 


4. die Verpflichtung zur Erfüllung von Ansprü- 
chen einer Frau nach den §§ 1615 k und 1615 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Entbindungs- 
kosten und Unterhalt) zu beurkunden, 

5. die in § 1617 Abs. 2 und § 1618 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs bezeichneten Erklärungen 
(Name des Kindes) zu beglaubigen. 

Der Beamte oder der Angestellte des Jugend- 
amts soll keine Beurkundungen vornehmen, 
wenn ihm in der den Gegenstand des Amtsge- 
schäfts bildenden Angelegenheit die Vertretung 
eines Beteiligten obliegt. 

(2) Beurkundungen, Beglaubigungen und die 
Erteilung von Ausfertigungen sind gebührenfrei. 

(3) Für die Tätigkeiten nach Absatz 1 ist § 11 
nicht anzu wenden. 

§50 

(1) Aus Urkunden, die eine Verpflichtung 
nach § 49 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 zum Gegenstand 
haben und die von einem Beamten oder Ange- 
stellten des Jugendamts innerhalb der Grenzen 
seiner Amtsbefugnisse in der vorgeschriebenen 
Form aufgenommen sind, findet die Zwangsvoll- 
streckung statt, wenn die Erklärung die Zahlung 
einer bestimmten Geldsumme betrifft und der 
Schuldner sich in der Urkunde der sofortigen 
Zwangsvollstreckung unterworfen hat. Auf die 
Zwangsvollstreckung sind die Vorschriften, 
welche für die Zwangsvollstreckung aus gericht- 
lichen Urkunden nach § 794 Abs. 1 Nr. 5 der 
Zivilprozeßordnung gelten, mit folgenden Maß- 
gaben entsprechend anzuwenden: 

1. die vollstreckbare Ausfertigung wird von dem 
Beamten oder Angestellten des Jugendamtes 
erteilt, der für die Beurkundung der Ver- 
pflichtungserklärung zuständig ist; 

2. über Einwendungen, welche die Zulässigkeit 
der Vollstreckungsklausel betreffen, und über 
die Erteilung einer weiteren vollstreckbaren 
Ausfertigung entscheidet das für das Jugend- 
amt zuständige Amtsgericht. 

(2) Für Urkunden, die von einem Beamten 
oder Angestellten des Jugendamts innerhalb der 
Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der vorge- 
schriebenen Form aufgenommen worden sind, 
gelten § 642 c Nr. 2 und § 642 d der Zivilprozeß- 
ordnung (Regelunterhalt, Zu- und Abschlag zum 
Regelunterhalt) entsprechend. 

§51 

(1) Das Jugendamt hat einen Elternteil, dem 
die Sorge für die Person des Kindes allein zu- 
steht, auf Antrag bei der Ausübung der Perso- 
nensorge, insbesondere bei der Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen des Kindes zu beraten 
und zu unterstützen. 

(2) Leben die Eltern des Kindes getrennt, ohne 
daß die Sorge für die Person des Kindes einem 


5 



Drucksache VI/674 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Elternteil übertragen ist, so gilt Absatz 1 für den 
Elternteil entsprechend, in dessen Obhut sich das 
Kind befindet oder der Unterhaltsansprüche des 
Kindes gegen den anderen Elternteil geltend ma- 
chen will. 

§ 52 

(1) Das Jugendamt hat eine werdende Mutter 
mit ihrem Einverständnis zu beraten und zu un- 
terstützen, soweit ein Bedürfnis hierfür erkenn- 
bar geworden ist. 

(2) Ist anzunehmen, daß das Kind nichtehe- j 

lieh geboren wird, so hat das Jugendamt im Ein- 
verständnis mit der Mutter vor der Geburt die 
Feststellung der Vaterschaft durch Ermittlungen 
und sonstige Maßnahmen vorzubereiten. Dies 
gilt nicht, wenn mit dieser Aufgabe ein Pfleger 
für die Leibesfrucht betraut ist oder wenn das 
Vormundschaftsgericht angeordnet hat, daß eine 
Pflegschaft nicht eintritt. ! 

(3) Das Jugendamt hat die Mutter eines nicht- 

ehelichen Kindes mit ihrem Einverständnis vor 
und nach der Entbindung bei der Geltendmachung j 
ihrer Ansprüche nach den §§ 1615 k und 1615 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu beraten und zu I 
unterstützen. ; 

4. Vereinsvormundschaft 

§53 , 

i 

(1) Durch die Landesgesetzgebung kann be- 
stimmt werden, unter welchen Voraussetzungen 
ein rechtsfähiger Verein vom Landesjugendamt 
für geeignet erklärt werden kann, Pflegschaften, 
Vormundschaften oder Beistandschaften zu über- 
nehmen. 

(2) Die Eignungserklärung ist widerruflich 
und kann unter Auflagen erteilt werden. Sie soll 
nur erteilt werden, wenn der Verein eine aus- I 
reichende Zahl fachlich ausgebildeter Mitglieder | 
hat. Sie kann ferner auf den Bereich eines Lan- . 


desjugendamts oder auf einen Teil dieses Be- 
reichs beschränkt werden." 


Nach § 54 wird folgender neuer Abschnitt einge- 
fügt: 

„Abschnitt V a 

Vormundschaft und Pflegschaft über Volljährige 
§ 54 a 

Auf die Vormundschaft, Pflegschaft und Ge- 
genvormundschaft über Volljährige sind die 
§§ 11, 37 bis 39 b, 45, 47 bis 48 und 53 entspre- 
chend anzuwenden. Dies gilt sinngemäß, wenn 
nach § 1897 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
an die Stelle des Jugendamts eine andere Be- 
hörde tritt." 

Artikel 2 

Internationale Übereinkommen 

Artikel 2 des Gesetzes zu den Übereinkommen 
vom 14. September 1961 über die Anerkennung der 
Vaterschaft und vom 12. September 1962 über die 
Feststellung der mütterlichen Abstammung nichtehe- 
licher Kinder vom 15. Januar 1965 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 17) wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 
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Begründung 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hatte bereits mit Schreiben 
vom 7. Dezember 1967 dem Bundestag den Entwurf 
eines Gesetzes über die rechtliche Stellung der 
unehelichen Kinder (Drucksache V/2370), der aus- 
schließlich Vorschläge zur Änderung des Bürger- 
lichen Gesetzbuches enthielt, zugeleitet. Am 14. Juni 
1968 hat sie sodann den Entwurf eines Einführungs- 
gesetzes zum Gesetz über die rechtliche Stellung 
der unehelichen Kinder beschlossen, der die Ände- 
rung weiterer gesetzlicher Bestimmungen, insbeson- 
dere des Gesetzes für Jugendwohlfahrt in Artikel 2 
sowie Übergangs- und Schlußbestimmungen ent- 
hielt. 

Mit dem Entwurf des Einführungsgesetzes befaßte 
sich insbesondere der Unterausschuß des Rechts- 
ausschusses des Bundesrates am 3. und 4. Septem- 
ber 1968 (vgl. Niederschrift vom 6. September 1968 
— R 2447 V EG — Nr. R 74/68), der Unterausschuß 
des Ausschusses für Innere Angelegenheiten des 
Bundesrates am 12. September 1968 (vgl. Nieder- 
schrift vom 12. September 1968 — In 0142 [121] — 
Nr. 36/68), der Rechtsausschuß des Bunderates am 
25. September 1968 (vgl. Niederschrift über die 
335. Sitzung des Rechtsausschusses am 25. Septem- 
ber 1968 — R 0055 — Nr. R 83/68), der Ausschuß 
für Innere Angelegenheiten des Bundesrates eben- 
falls am 25. September 1968 (vgl. Niederschrift über 
die 306. Sitzung des Ausschusses für Innere Ange- 
legenheiten am 25. September 1968 — In 0141 
[306] — Nr. 41/68) und schließlich das Plenum des 
Bundesrates in seiner 328. Sitzung am 4. Oktober 
1968 (vgl. BR-Drucksache 351/68 [Beschluß]). 

Mit der Auffassung der Bundesregierung zu der 
Stellungnahme des Bundesrates wurde der Entwurf 
des Einführungsgesetzes dem Bundestag mit Schrei- 
ben vom 14. Januar 1969 zugeleitet (BT-Drucksache 
V/3719). Der Deutsche Bundestag befaßte sich am 
5. Februar 1969 in erster Lesung mit dem Entwurf 
des Einführungsgesetzes (vgl. Niederschrift über 
die 212. Sitzung des Deutschen Bundestages am 

5. Februar 1969 S. 11526 B) und überwies den 
Entwurf an den Rechtsausschuß — federführend — 
und zur Mitberatung an den Ausschuß für Familien- 
und Jugendfragen. Der Rechtsausschuß des Bundes- 
tages hat jedoch am 8. Mai 1969 (vgl. Niederschrift 
über die 116. Sitzung am 8. Mai 1969 S. 20) be- 
schlossen, die Beratung des Artikels 2 des Einfüh- 
rungsgesetzes zu streichen, weil er sich außer- 
stande sah, diesen Artikel wegen der Kürze der 
noch zur Verfügung stehenden Zeit mit der ge- 
botenen Gründlichkeit behandeln zu können, und 
eine entsprechende Entschließung dem Bericht vor- 
anzustellen (vgl. BT-Drucksache V/4179 B Nr. 1 und 
2 a). In Nr. 2 a der Entschließung wird die Bundes- 
regierung ersucht, dem Deutschen Bundestag in der 

6. Wahlperiode den Entwurf eines Gesetzes zur 


Änderung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt so 
rechtzeitig zuzuleiten, daß das Gesetz am 1. Juli 
1970 in Kraft treten kann. 

Der Rechtsausschuß hat ferner die beiden Entwürfe 
zusammengefaßt (vgl. — zu Drucksache V/4179 „Be- 
richt des Abgeordneten Dr. Stammberger" S. 2 linke 
Spalte). Unter Nr. 56 seiner Stellungnahme zum 
Entwurf des Einführungsgesetzes hat der Bundes- 
rat zu Artikel 13 vorgeschlagen, einen neuen § 23 a 
einzufügen, mit dem internationale Übereinkommen 
aufgehoben werden sollen (vgl. Drucksache V/3719 
S. 87 rechte Spalte). Gegenüber diesem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates hat die Bundesregierung 
keine Einwendungen erhoben (vgl. Drucksache 
V/3719 S. 88 linke Spalte Nr. I). 

Dem Bericht des Abgeordneten Dr. Stammberger 
(vgl. zu Drucksache V/4179 S. 10 rechte Spalte) ist 
zu entnehmen, daß dieser neue § 23 a von der 
Neufassung des § 49 JWG abhänge. Weil das Gesetz 
für Jugendwohlfahrt im Rahmen des Gesetzge- 
bungsverfahrens nicht mehr behandelt werde, müsse 
auch der vorgeschlagene § 23 a zurückgestellt wer- 
den. Deshalb fehlt diese Bestimmung in der Zu- 
sammenstellung der von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwürfe mit den Beschlüssen des 
Rechtsausschusses (vgl. Drucksache V/4179 S. 68). 

Der Bundestag ist am 14. Mai 1969 dem Antrag des 
Rechtsausschusses gefolgt und hat einstimmig der 
Nr. 2 des Antrages des Rechtsausschusses zuge- 
stimmt (vgl. Niederschrift über die 235. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 14. Mai 1969, ins- 
besondere S. 13017 D und S. 13018 A). 

Der Bundesrat hat am 20. Juni 1969 beschlossen, 
hinsichtlich des Gesetzes über die rechtliche Stel- 
lung der nichtehelichen Kinder den Vermittlungs- 
ausschuß anzurufen (vgl. Drucksache des Bundes- 
rates 271/69 [Beschluß]). Am 2. Juli 1969 hat der 
Bundestag den Antrag des Vermittlungsausschusses 
angenommen (vgl. Niederschrift über die 246. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 2. Juli 1969 
S. 13724 D und Drucksache V/4501). Der Bundesrat 
hat sodann am 11. Juli 1969 dem Gesetz über die 
rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder zuge- 
stimmt (vgl. BR-Drucksache 428/69 [Beschluß]). Das 
Gesetz ist unter dem Datum vom 19. August 1969 
im Bundesgesetzbl. I S. 1243 verkündet worden; 
es tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 

Mit dem nunmehr vorgelegten Entwurf soll dem 
erwähnten Beschluß des Bundestages Rechnung ge- 
tragen werden. Der Entwurf beruht auf der früheren 
Regierungsvorlage und berücksichtigt weitgehend 
die Änderungsvorschläge des Bundesrates, die er 
im ersten Durchgang zum Einführungsgesetz ge- 
macht hat (vgl. Drucksache V/3719 S. 76 ff.). Der 
Entwurf paßt das Gesetz für Jugendwohlfahrt der 
durch das Gesetz über die rechtliche Stellung der 
nichtehelichen Kinder geschaffenen Rechtslage an. 
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Insoweit werden Formulierungen und Begründun- 
gen, die innerhalb des früheren Gesetzgebungsver- 
fahrens gebraucht wurden, als bekannt unterstellt. 

Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
der Zivilprozeßordnung, des Gesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit usw. 
werden jeweils in der Fassung zitiert, die sie durch 
das am 1. Juli 1970 in Kraft tretende Gesetz über 
die rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder 
erhalten. Sie erhalten den Zusatz: „in neuer Fas- 
sung" (n. F.). 

* 

Durch den Gesetzentwurf werden Bund, Länder und 
Gemeinden nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. 

* 

Zu den Einzelheiten des Entwurfs wird folgendes 
bemerkt: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
Zu Nummer 1 (§ 4) 

Die Einrichtung des Gemeindewaisenrates ist durch 
das Gesetz über die rechtliche Stellung der nicht- 
eheliichen Kinder beseitigt worden (vgl. § 1779 
Abs. 1, §§ 1849 bis 1851 und 1862 BGB in neuer 
Fassung (n. F.)). In § 4 Nr. 2 JWG müssen deshalb 
die Worte, die sich auf die Tätigkeit des Gemeinde- 
waisenrates beziehen, wegfallen. 

Zu Nummer 2 (§ 27) 

Nach geltendem Recht (§ 27 Abs, 1, Abs. 2 Nr. 1 
JWG) sind eheliche Minderjährige, die sich außer- 
halb des Elternhauses in der unentgeltlichen Pflege 
von Verwandten oder Verschwägerten bis zum drit- 
ten Grade befinden, in der Regel keine Pflegekinder, 
wohl dagegen nichteheliche Minderjährige in glei- 
cher Lage. Diese unterschiedliche Behandlung ehe- 
licher und nichtehelicher Kinder kann nicht aufrecht- 
erhalten bleiben. Haben sich nahe Verwandte zur 
Pflege entschlossen, so dürfen sie ein nichteheliches 
Kind in der Regel nicht schlechter betreuen als ein 
eheliches Kind (vgl. F. Has, „Das Verhältnis der 
unehelichen Eltern zu ihrem Kinde", 1962, S. 48). 
Dies gilt ganz besonders für den häufigen Fall, 
daß ein Kind bei den Großeltern aufwächst (nach 
Groth „Kinder ohne Familie", 1961, Tabelle A 1 und 
S. 112, 117 leben 9 °/o der nichtehelichen Kinder ohne 
Mutter bei den Großeltern, 1,6 bis 2,2% ohne Mut- 
ter bei den anderen Verwandten). Für die Ver- 
wandten, erst recht für die Großeltern ist es unzu- 
mutbar, daß sie bei Aufnahme des nichtehelichen 
Kindes der widerruflichen Pflegeerlaubnis (§§ 28 ff. 
JWG) bedürfen und das Kind der besonderen 
Pflegeaufsicht des Jugendamts (§§ 31 f. JWG) unter- 
steht. Dies kann als Zurücksetzung empfunden wer- 
den und ist nicht geeignet, die Neigung, ein ver- 
wandtes nichteheliches Kind zu sich zu nehmen, zu 
verstärken. Auch wird es den Verwandten schwer- 
fallen, das Kind wie ein eheliches Kind zu behan- 


deln, wenn ihnen die Sonderstellung des Kindes der- 
art vor Augen gehalten wird. In § 27 Abs. 2 Nr. 2 
JWG soll daher das Wort „eheliche" wegfallen. 

Nach § 27 Abs. 2 Nr. 2 JWG sind Pflegekinder auch 
Minderjährige, die sich bei Verwandten oder Ver- 
schwägerten bis zum dritten Grade befinden, wenn 
diese Personen Minderjährige entgeltlich, gewerbs- 
mäßig oder gewohnheitsmäßig in Pflege nehmen. 
Die Aufsicht des Jugendamts entfällt also nur, 
wenn die Pflege unentgeltlich gewährt wird. Dieses 
Erfordernis erscheint zu streng, denn nach einer 
verbreiteten Auffassung begründet die Zahlung 
eines Pflegegeldes selbst dann die Entgeltlichkeit, 
wenn die Aufwendungen für das Kind höher sind. 
Das Wort „entgeltlich" soll daher ebenfalls wegfal- 
len. 


Zu Nummer 3 (§ 31) 

Nach geltendem Recht (§ 31 Abs. 1 Satz 2 JWG) 
stehen nichteheliche Kinder, die sich bei der Mutter 
befinden, unter der Aufsicht des Jugendamts. Dies 
gilt nicht, wenn der Mutter die elterliche Gewalt 
übertragen ist. Gemäß Absatz 3 Satz 2 sollen nicht- 
eheliche Kinder von der Beaufsichtigung widerruf- 
lich befreit werden, wenn das Wohl des Kindes ge- 
sichert ist. Nach § 31 Abs. 2 JWG hat das Jugend- 
amt die Pflegeperson zu beraten und bei ihrer 
Tätigkeit zu unterstützen. Die Pflegeperson ist ge- 
mäß § 32 JWG verpflichtet, die Aufnahme, Auf- 
gabe, den Wohnungswechsel und den Tod des Kin- 
des dem Jugendamt unverzüglich anzuzeigen. Nach 
manchen ergänzenden Landesrechten ist die Pflege- 
person weiteren Beschränkungen unterworfen und 
hat sogar zu dulden, daß die Beauftragten des 
Jugendamts die Wohnung betreten. 

Durch Streichung des § 31 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 
Satz 2 wird die Pflegekinderaufsicht über nichtehe- 
liche Kinder, die sich bei der Mutter befinden, abge- 
schafft. Nach § 1705 BGB n. F. erhält die Mutter eines 
nichtehelichen Kindes die elterliche Gewalt über das 
Kind. Schon damit entfällt die bisherige Vorausset- 
zung der Pflegekinderaufsicht, daß der Mutter nicht 
die elterliche Gewalt übertragen ist. 

Die Pflegekinderaufsicht kann jedoch auch dann 
wegfallen, wenn der Mutter ausnahmsweise nicht 
die elterliche Gewalt zusteht. In diesem Falle über- 
schneiden sich die Aufgaben des Jugendamts nach 
§ 31 JWG mit den im Bürgerlichen Gesetzbuch vor- 
gesehenen Aufgaben des Vormunds. Diese doppelte 
Beschränkung der Rechte der Mutter ist um so eher 
entbehrlich, als das Jugendamt in der Regel selbst 
Vormund ist (§ 1791 c BGB n. F.). Das Jugendamt 
hat dann bereits in seiner Eigenschaft als Vormund 
über das Wohl des Kindes zu wachen. Ist eine an- 
dere Person Vormund, so ist diese für das Kindes- 
wohl verantwortlich; außerdem hat das Jugendamt 
die Tätigkeit des Vormunds zu überwachen (§ 1850 
BGB n. F. in Verbindung mit § 47 Abs. 1 Satz 1 
JWG/§ 47 a Abs. 1 Satz 1 JWG E) sowie die Vor- 
münder zu beraten und zu unterstützen (§ 51 JWG/ 
§ 47 d JWGE). Es empfiehlt sich nicht, die Pflege- 
kinderaufsicht auf den Fall auszudehnen, daß der 
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Mutter zwar die elterliche Gewalt zusteht, ihr aber 
ein Beistand beigeordnet oder für das Kind ein 
Pfleger bestellt ist. Eine solche Regelung wäre nicht 
vereinbar mit der erheblich verbesserten Rechtsstel- 
lung, die die nichteheliche Mutter nach den 
§§ 1705 ff. BGB n. F. hat. Im übrigen hat das Jugend- 
amt nach § 47 d JWG E auch den Pfleger und Bei- 
stand zu beraten und zu unterstützen. 


Zu Nummer 4 (§ 36) 

Beim ersten Durchgang der früheren Regierungsvor- 
lage hat der Bundesrat vorgeschlagen, die Über- 
schrift vor § 27 JWG wie folgt zu fassen: „Schutz 
der Pflegekinder und anderer Minderjähriger" 
(Drucksache V/3719 S. 76 rechte Spalte Nr. 4). Gegen- 
über diesem Vorschlag hat die Bundesregierung 
keine Einwendungen erhoben (Drucksache V/3719 
S. 88 linke Spalte Nr. I). 

Die eigentliche Absicht dieses Vorschlags war, den 
Inhalt des § 36 JWG genauer zu präzisieren. Hierzu 
besteht auch ein aktueller Anlaß, weil künftig nicht- 
eheliche Kinder, die sich bei der Mutter befinden, 
grundsätzlich nich^ mehr der Pflegekinderaufsicht 
unterstehen sollen. 

Die Ergänzung der Überschrift vor § 27 JWG er- 
scheint jedoch nicht geeignet, § 36 JWG inhaltlich 
näher zu präzisieren; vielmehr würden im Gegen- 
teil neue Zweifel über den Geltungsbereich des 
§ 36 JWG geschaffen werden. Diese Zweifel würden 
auch durch den bisweilen gemachten Vorschlag, in 
§ 36 JWG die Worte „zum Schutz der Minderjäh- 
rigen" durch die Worte „zum Schutz von Minder- 
jährigen" zu ersetzen, nicht beseitigt werden. Die 
Bundesregierung schlägt daher vor, den Geltungs- 
bereich des § 36 JWG eindeutig klarzustellen, und 
zwar in Anlehnung an die gegenwärtige Auslegung 
dieser Vorschrift. Sie folgt dabei der am weitesten 
gehenden Auffassung von Potrykus. Den Ländern 
bleibt es unbenommen, die Altersgrenze heraufzu- 
setzen sowie die in § 27 Abs. 2 JWG angesproche- 
nen Minderjährigen einzubeziehen. 

Zu Nummer 5 (§§ 37 bis 53) 

Zur Überschrift vor § 37 

Das Gesetz über die rechtliche Stellung der nicht- 
ehelichen Kinder gliedert die Regelung der Amts- 
und Vereinsvormundschaft in das Bürgerliche Ge- 
setzbuch ein (vgl. besonders die §§ 1791 aff. BGB 
n. F.). Andererseits ist vielfach angeregt worden, 
die Regelung der Amtsvormundschaft im Gesetz 
für Jugendwehlfahrt daneben deshalb zu belassen, 
weil es sich hierbei um eine Materie der dem öffent- 
lichen Recht zuzuordnenden Jugendhilfe handelt, die 
deshalb in das einschlägige Spezialgesetz gehört. 
Auf diese Weise bleiben auch die Vorschriften die- 
ses Gesetzes aus sich heraus verständlich und les- 
bar. Dieser Anregung wird im wesentlichen ent- 
sprochen. 

Die generelle Regelung der Aufgaben des Jugend- 
amts, insbesondere als Amtspfleger und Amtsvor- 
mund, wird sowohl im Bürgerlichen Gesetzbuch und 


als auch im speziellen Gesetz für Jugendwohlfahrt 
vorgenommen, soweit dies erforderlich erscheint, 
um beide Gesetze aus sich heraus verständlich zu 
gestalten; die Regelungen sollen insoweit überein- 
stimmen. Einen Parallelfall hierzu bildet das Berufs- 
bildungsgesetz vom 14. August 1969 (BGBL I 
S. 1112), dessen achter Teil in § 100 die Handwerks- 
ordnung in der Weise ändert, daß beispielsweise 
Formulierungen des dritten Teiles (§§ 20 ff. BBiG) 
weithin wörtlich übernommen werden. 

Zu diesem Zwecke wird eine Anzahl von Vorschrif- 
ten, die bisher allein im Bürgerlichen Gesetzbuch 
enthalten waren, auch in das Gesetz für Jugendwohl- 
fahrt aufgenommen (vgl. § 47 Abs. 1, §§ 47 a, 47 b 
JWG E). Dagegen sollen einzelne Vorschriften des 
Gesetzes für Jugendwohlfahrt künftig allein im 
Bürgerlichen Gesetzbuch stehen, so zum Beispiel 
der geltende § 42 JWG, der die Erteilung einer Be- 
scheinigung durch das Vormundschaftsgericht über 
den Eintritt der Vormundschaft und ihre Rückgabe 
regelt, wird künftig nur noch in § 1791 c Abs. 3, 
§ 1893 Abs. 2 BGB n. F. geregelt. Ferner wird die 
bisher im geltenden § 43 JWG geregelte Pflegschaft 
über eine Leibesfrucht künftig nur noch in § 1912 
Abs. 1 Satz 2 BGB n. F. geregelt. 

Wieder andere Vorschriften sollen dagegen künftig 
nur im Gesetz für Jugendwohlfahrt enthalten sein, 
so Organisations- und Zuständigkeitsvorschriften 
(§§ 37, 42, 43 JWG E) und die internationale Ab- 
grenzung (§ 40 Abs. 1, 4 JWG E). Die Regelung der 
Vereinsvormundschaft soll insoweit im Gesetz für 
Jugendwohlfahrt verbleiben, als es sich um öffent- 
liches Recht handelt (vgl. § 53 JWG E). 

Aus diesem Anlaß sollen die Vorschriften des Ab- 
schnitts V des Gesetzes für Jugendwohlfahrt neu 
gegliedert werden. Die Amtspflegschaft soll wegen 
der Bedeutung, die ihr das Gesetz über die rechtliche 
Stellung der nichtehelichen Kinder (§§ 1706 ff. BGB 
n. F.) beimißt, im Zusammenhang mit den Vorschrif- 
ten über die Amtsvormundschaft und nicht, wie bis- 
her, erst an späterer Stelle (vgl. den geltenden § 52 
JWG) geregelt werden. Daher wird die Amtspfleg- 
schaft auch in den Überschriften vor den §§ 37, 40 
und 45 JWG E aufgeführt. 


Zu § 37 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 37 und 
bezieht die Amtspflegschaft in die Regelung ein. 
Ohne inhaltliche Änderung wird in Satz 2 das Wort 
„Obliegenheiten" durch „Aufgaben" ersetzt. Das 
steht in keinem Widerspruch zu Artikel 12 (Über- 
gangs- und Schlußvorschriften) § 7 des Gesetzes über 
die rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder, 
weil diese Bestimmung an das geltende Recht an- 
knüpft, während hier neues Recht für die Zukunft 
geschaffen werden soll. 

Gegenüber der früheren Regierungsvorlage wer- 
den hier und an anderen Stellen die Worte „des 
Kindes oder des Mündels" ersetzt durch „des Min- 
derjährigen". 

Aus Rücksicht auf praktische Bedürfnisse erscheint 
die Streichung des „nicht" in Satz 4 dringend ge- 
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boten. Eine Einbuße materieller Befugnisse im Inter- 
esse der Minderjährigen erleidet der Jugendwohl- 
fahrtsausschuß dadurch nicht. 


Zu § 38 

Die Vorschrift regelt die Abweichungen, die sich für 
den Inhalt der Amtspflegschaft und Amtsvormund- 
schaft von den allgemeinen für Pfleger und Vormün- 
der geltenden Vorschriften ergeben. Sie ersetzt den 
geltenden § 38 JWG. Die Vorschrift bezieht die 
Amtspflegschaft ein, wird übersichtlicher gegliedert 
und sachlich mit dem Gesetz über die rechtliche Stel- 
lung der nichtehelichen Kinder in Übereinstimmung 
gebracht (vgl. § 1791 b Abs. 1 Satz 1, § 1792 Abs. 1 
Satz 2, §§ 1801, 1805 Satz 2, § 1835 Abs. 4, § 1836 
Abs. 3, § 1837 Abs. 2, § 1838 Satz 2, § 1844 Abs. 1 
Satz 1, § 1857 a und § 1886 BGB n. F.). Wegen der 
Ablehnung des Änderungsvorschlags der Bundes- 
regierung zu § 1838 Satz 1 BGB im Entwurf eines 
Gesetzes über die rechtliche Stellung der unehe- 
lichen Kinder durch den Bundestag, konnte der 
Anregung nicht entsprochen werden, entsprechend 
dem geltenden § 38 Abs. 1 Satz 3 JWG die Anwend- 
barkeit des § 1838 BGB auf das Jugendamt als Amts- 
vormund auszuschließen. Im Gegensatz zum bis- 
herigen Recht wird somit künftig das Vormund- 
schaftsgericht auch dann, wenn das Jugendamt in 
einer bestimmten Weise ein Mündel untergebracht 
hat, eine andere Unterbringung eventuell sogar 
gegen den Willen des Jugendamts anordnen kön- 
nen. 


Zu § 39 

Diese Vorschrift entspricht weitgehend dem gel- 
tenden § 39 Satz 1 JWG. Die Vorschläge des Bun- 
desrates, gegenüber der früheren Regierungsvor- 
lage, gegenüber denen die Bundesregierung keine 
Einwendungen erhoben hatte, sind berücksichtigt, 
indem in Satz 1 der Abschluß von Lehr- und Ar- 
beitsverträgen einbezogen und Satz 2 gestrichen 
wurde. 


Zu § 39 a 

Die Vorschrift ersetzt den geltenden § 50 JWG. Sie 
entspricht der neuen Rechtslage und stimmt mit 
§ 1887 Abs. 1, 2, Abs. 3 Satz 2 BGB n. F. überein, 
soweit diese Vorschrift die Amtsvormundschaft be- 
handelt. 


Zu § 39 b 

Die Vorschrift ersetzt den geltenden § 45 JWG, der 
allerdings nur für die gesetzliche Amtsvormund- 
schaft gilt, sie ist der neuen Rechtslage angepaßt 
und stimmt mit § 1889 Abs. 2 Satz 1 BGB n. F. über- 
ein, soweit diese Vorschrift die Amtsvormundschaft 
behandelt. 

Der Anregung, die §§ 39 a und 39 b in eine Bestim- 
mung zusammenzufassen, konnte wegen der unter- 


schiedlichen Interessenlage nach den beiden Be- 
stimmungen und der anzustrebenden gleichlauten- 
den Formulierungen im Bürgerlichen Gesetzbuch und 
im Gesetz für Jugendwohlfahrt nicht gefolgt werden. 


Zu den §§40 bis 42 

§ 40 regelt den Eintritt der Amtspflegschaft kraft 
Gesetzes, § 41 den Eintritt der Amtsvormundschaft 
kraft Gesetzes und § 42 die örtliche Zuständigkeit 
des Jugendamts. Diese Vorschriften lehnen sich an 
den geltenden § 40 JWG an. Die bisher im geltenden 
§ 40 Abs. 2 JWG geregelte Zuständigkeit des Amts- 
gerichts für vorläufige Maßnahmen ist künftig in 
§ 36 b FGG n. F. geregelt. 

Die §§ 40, 41 JWG E stimmen sachlich mit den 
§§ 1709 und 1791c Abs. 1, 2 BGB n. F. überein. 
Letztere Bestimmungen sind jedoch nicht abschlie- 
ßend, bedürfen vielmehr wegen der internationalen 
Abgrenzung und der Bestimmung der örtlichen Zu- 
ständigkeit des Jugendamts der Ergänzung durch 
die Vorschriften des Gesetzes für Jugendwohlfahrt. 

In den §§ 40 bis 44 wird nicht vom „Minderjähri- 
gen", sondern vom „Kind" gesprochen, da dieser 
Unterabschnitt sich ausschließlich auf nichteheliche 
Kinder bezieht. 

Sachlich neu ist in § 40 Abs. 1 JWG E die Einbe- 
ziehung heimatloser Ausländer, auf die nach dem 
AHK-Gesetz Nr. 23 deutsches Recht anzuwenden ist. 
Es werden nur Fälle erfaßt werden, in denen sich die 
Rechtsbeziehungen zwischen Mutter und Kind nach 
deutschem Recht richten. 

Sachlich neu ist ferner in § 40 Abs. 4 JWG E gegen- 
über dem geltenden § 40 Abs. 3 JWG die Anknüp- 
fung an das Personalstatut der Mutter; dies stimmt 
mit § 40 Abs. 1 JWG E und Artikel 20 EGBGB über- 
ein. Gegenüber der Regelung des Einführungsgeset- 
zes zum Bürgerlichen Gesetzbuch soll auf diese 
Weise das Gesetz für Jugendwohlfahrt die speziel- 
lere Regelung erhalten. Abweichend vom geltenden 
§ 40 Abs. 3 JWG spricht § 40 Abs. 4 JWG E richtiger 
vom „Geltungsbereich dieses Gesetzes" anstatt vom 
„Ausland" und vom „gewöhnlichen Aufenthalt" 
anstatt vom „Aufenthalt". 

Die Regelung wird nach den Vorschlägen dieses 
Entwurfs schließlich mit § 47 FGG n. F. abgestimmt. 
Bei im Ausland geborenen nichtehelichen Kindern 
soll die Amtspflegschaft oder Amtsvormundschaft 
auch dann nicht kraft Gesetzes eintreten, wenn eine 
Pflegschaft oder Vormundschaft außerhalb des Gel- 
tungsbereiches des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
anhängig ist. Hier wird es häufig an einem Bedürfnis 
für eine inländische Pflegschaft oder Vormundschaft 
fehlen (vgl. § 47 Abs. 1, 3 FGG n. F.). Besteht jedoch 
ein solches Bedürfnis, so kann die Pflegschaft oder 
| Vormundschaft vom Vormundschaftsgericht ange- 
! ordnet werden. Durch die Regelung werden ferner 
die Fälle erheblich vermindert, in denen die Amts- 
pflegschaft oder Amtsvormundschaft kraft Gesetzes 
eintritt, ohne daß das Jugendamt davon Kenntnis 
erhält. 
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Zu § 43 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 44 JWG. 
Die gesetzliche Pflegschaft wird einbezogen, im 
übrigen wird das geltende Recht sachlich nicht geän- 
dert. 

Von der Aufnahme dieser Vorschrift in die allge- 
meinen Bestimmungen, um auf diese Weise ihre 
Anwendbarkeit auch auf die bestellte Amtspfleg- 
schaft und die bestellte Amtsvormundschaft auszu- j 
dehnen, wurde abgesehen, weil das Gericht den I 
Pfleger oder Vormund ausgewählt hat und deshalb 
auch über einen Wechsel entscheiden muß. Vielfach 
wird auch über die gleichzeitige Abgabe an ein 
anderes Vormundschaftsgericht nach § 46 FGG n. F. 
zu entscheiden sein. 


Zu § 44 

Die Vorschrift entspricht unter Einbeziehung der 
gesetzlichen Amtspflegschaft dem geltenden § 41 
JWG. Die vom Standesbeamten dem Vormund- 
schaftsgericht zu erstattende Anzeige ist über das 
Jugendamt zu leiten. Durch Einfügen des Wortes 
„unverzüglich" wird die Verpflichtung des Standes- 
beamten der des Jugendamts angeglichen. 

Satz 2 stellt gegenüber dem geltenden Recht klar, 
daß das religiöse Bekenntnis der Mutter und nicht 
etwa das des Kindes anzugeben ist. Die Kenntnis 
des religiösen Bekenntnisses der Mutter ist für das 
Jugendamt wegen des geltenden § 3 JWG und des 
§ 38 Abs. 4 JWG E von Wichtigkeit. 

Neu ist die der bisherigen Praxis entsprechende 
Beschränkung dieser Pflicht auf den Fall, daß das 
religiöse Bekenntnis der Mutter im Geburtseintrag 
enthalten ist. 

Satz 2 ist § 279 Abs. 2 der allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift zum Personenstandsgesetz (Dienstanwei- 
sung für die Standesbeamten und ihre Aufsichtsbe- 
hörden — DA — ) vom 16. April 1968 (Beilage zum 
Bundesanzeiger Nr. 85 vom 7. Mai 1968) angeglichen. 

Dem auf diese Bestimmung sich beziehenden Vor- 
schlag des Bundesrates im früheren Gesetzgebungs- 
verfahren, die Klammer mit dem Hinweis auf § 48 
Abs. 2 FGG zu streichen, gegenüber dem die Bundes- 
regierung keine Einwendungen erhoben hatte, 
konnte nicht entsprochen werden, weil die im Ent- 
wurf eines Gesetzes über die rechtliche Stellung der 
unehelichen Kinder vorgesehen gewesene Ergän- 
zung des § 48 FGG nicht Gesetz geworden ist. 

Zu § 45 

Die Vorschrift regelt die bestellte Amtspflegschaft 
und die bestellte Amtsvormundschaft. Sie tritt an 
die Stelle des geltenden § 46 Abs. 1 JWG, ist der 
neuen Rechtslage angepaßt und stimmt, soweit es 
sich um die Amtsvormundschaft handelt, mit § 1791 b 
Abs. 1 BGB n. F. überein. Wegen der Einzelheiten 
wird auf die Begründung zu § 1791 b BGB im Ent- 
wurf eines Gesetzes über die rechtliche Stellung der 
unehelichen Kinder verwiesen (vgl. Drucksache 


V/3719 S. 25 rechte Spalte und Drucksache V/2370 
S. 84). 

Wegen der Nichtanwendbarkeit des § 43 JWG E 
auf die bestellte Amtspflegschaft und auf die be- 
stellte Amtsvormundschaft wird auf die dortigen 
Ausführungen zu § 43 JWG E, im übrigen wird auf 
§ 46 FGG n. F. (Abgabe der Vormundschaft durch 
das Vormundschaftsgericht aus wichtigem Grund 
an ein anderes Vormundschaftsgericht) verwiesen. 

Ersatzlos weggefallen ist gemäß § 1791 b BGB n. F. 
das bisherige Erfordernis des Einverständnisses des 
Jugendamts mit seiner Bestellung. § 45 JWG muß 
hieran angeglichen werden. 

Zu § 46 

Die Vorschrift regelt die Bestellung des Jugendamts 
zum Beistand und Gegenvormund. Sie tritt an die 
Stelle des geltenden § 52 JWG, der neben den hier 
genannten Aufgaben auch noch die Bestellung des 
Jugendamts zum Mitvormund oder Pfleger sowie 
die Übertragung einzelner Aufgaben des Vormunds 
auf das Jugendamt erwähnt. 

Die Pflegschaft wird in den §§ 37 bis 45 JWG E 
unmittelbar geregelt. Zur Bestellung zum Beistand 
wird auf die §§ 1685, 1691 Abs. 1 BGB, § 1792 Abs. 4 
BGB n. F. und § 1791 c BGB n. F. verwiesen. Aus 
welchen Gründen die Aufführung des Mitvormunds 
und die Übertragung einzelner Aufgaben des Vor- 
munds hier weggefallen sind, ist in der Begründung 
zu § 1791 b Abs. 1 im Entwurf eines Gesetzes über 
die rechtliche Stellung der unehelichen Kinder dar- 
gelegt (vgl. Drucksache V/2370 S. 84 rechte Spalte). 

Zu den §§ 47 bis 47 b 

Diese Vorschriften sollen neu in das Gesetz für 
Jugendwohlfahrt aufgenommen werden. Sie behan- 
deln die Aufgaben, die dem Jugendamt nach gelten- 
dem Recht als Gemeindewaisenrat obliegen. § 47 
Abs. 1 JWG E stimmt überein mit § 1849 BGB n. F., 
§ 47 Abs. 2 JWG E ersetzt unter Anpassung an die 
neue Rechtslage den durch das Gesetz über die 
rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder auf- 
gehobenen § 49 FGG. § 47 JWG E enthält nur das 
Jugendamt betreffende Aufgaben, für die es inner- 
halb der Aufgaben des Einzelvormunds keine ent- 
sprechenden Regelungen gibt. 

§ 47 a Abs. 1, 2 JWG E stimmt überein mit § 1850 
BGB n. F., § 47 a Abs. 3 JWG E ist neu und wendet 
die in den vorausgehenden Absätzen 1 und 2 näher 
geregelten Aufgaben auch auf die Pflegschaft ent- 
sprechend an, ferner auf die Beistandschaft, sofern 
dem Beistand Aufgaben zur selbständigen Erledi- 
gung als Pfleger übertragen sind (vgl. § 1690 BGB). 
Dies entspricht dem Anwendungsbereich des § 1850 
BGB § 1850 BGB n. F. 

§ 47 b Abs. 1, 2 JWG E stimmt überein mit § 1851 
BGB n. F. In Absatz 1 ist der Änderungsvorschlag 
des Bundesrates im früheren Gesetzgebungsverfah- 
ren, dem Jugendamt auch die Beendigung der Vor- 
mundschaft mitzuteilen, gegenüber dem die Bundes- 
regierung keine Einwendungen erhoben hatte, be- 
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rücksichtigt. Absatz 3 ist neu und erstreckt die Auf- 
gaben des Vormundschaftsgerichts und des Vor- 
munds nach den Absätzen 1 und 2 auf die näher 
bezeichneten Formen der Pflegschaft und Beistand- 
schaft entsprechend. 

Keine Mitteilungspflicht soll jedoch in Vermögens- 
angelegenheiten bestehen, denn dem Jugendamt ob- 
liegt nach § 47 a JWG E eine Überwachungspflicht 
nur in persönlichen Angelegenheiten. Eine Mittei- 
lungspflicht erübrigt sich ferner, wenn dem Beistand 
keine Aufgaben zur selbständigen Erledigung über- 
tragen sind, er vielmehr den Elternteil nur zu unter- 
stützen hat. 


Zu § 47 c 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des geltenden § 47 
Abs. 2 JWG. 

Gegenüber der früheren Regierungsvorlage ist die 
Erwähnung des § 47 b JWG E ersatzlos gestrichen 
worden, weil nicht ersichtlich ist, worin das Jugend- 
amt nach dieser Bestimmung, die ausschließlich Mit- 
teilungspflichten des Vormundschaftsgerichts und 
des Vormunds regelt, unterstützt werden könnte. 

Zu § 47 d 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 51 Satz 1 
JWG, jedoch werden auch die Gegenvormünder aus- 
drücklich erwähnt, lediglich die Reihenfolge der 
Aufzählung der einzelnen Aufgaben ist der neuen 
Rechtslage entsprechend verändert worden. 

Die Sätze 2 und 3 des geltenden § 51 JWG sollen 
als entbehrlich wegfallen. 

Zu den §§48 bis 48 d 

Die Regelung des geltenden § 48 JWG ist übersicht- 
licher gestaltet und auf die §§ 48 bis 48 d JWG E 
verteilt. 

§ 48 Satz 1 JWG E entspricht weitgehend dem gel- 
tenden § 48 Abs. 1 Satz 1 JWG. Entsprechend einem 
Vorschlag des Bundesrates im früheren Gesetz- 
gebungsverfahren, gegenüber dem die Bundes- 
regierung keine Einwendungen erhoben hatte, über- 
nimmt Satz 2 des Entwurfs fast wörtlich § 1994 BGB. 

§ 48 a Abs. 1, 2 JWG E zählt die Fälle auf, in denen 
das Vormundschaftsgericht vor der Entscheidung 
das Jugendamt zu hören hat. Er tritt an die Stelle 
des geltenden § 48 Abs. 1 Satz 2 JWG. Die Vor- 
schrift wird dem Gesetz über die rechtliche Stellung 
der nichtehelichen Kinder angepaßt. An die Stelle 
des § 1707 Abs. 2 BGB tritt § 1707 BGB n. F. ; die 
Anhörung des Jugendamts im Verfahren nach 
§ 1728 Abs. 2, § 1729 Abs. 2 BGB wird durch die 
Anhörung im Verfahren nach § 1723 BGB n. F. er- 
setzt. Einige Verfahren fallen weg (die §§ 1721, 
1735 a BGB), andere kommen neu hinzu (§ 1600 k, 
§ 1711 Abs. 1 Satz 2, § 1738 Abs. 2,§ 1740 a, § 1765 
Abs. 2 BGB n. F.). In die Vorschrift werden außer- 
dem Entscheidungen nach § 1632 Abs. 2 BGB über 
die Herausgabe des Kindes und nach § 1679 BGB 


über die Verwirkung der elterlichen Gewalt aufge- 
nommen. Daß in den Fällen des § 48 a JWG E das 
Jugendamt auch vor einer nachträglichen Änderung 
einer Entscheidung (vgl. § 1696 BGB) zu hören ist, 
versteht sich von selbst. 

Die jeweils hinter den Paragraphenzitaten angefüg- 
ten Stichworte sind nicht erschöpfend. Sie dienen 
nur der leichteren Verständlichkeit und sollen für 
die Auslegung keine Bedeutung haben. 

In § 48 a Abs. 2 JWG E wird der Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates im früheren Gesetzge- 
bungsverfahren, das Jugendamt auch vor der Ge- 
nehmigung einer Auswanderung minderjähriger 
Mädchen nach § 9 Abs. 1 der Verordnung gegen 
Mißstände im Auswanderungswesen vom 14. Fe- 
bruar 1924 (RGBl. I S. 107) anzuhören, gegenüber 
dem die Bundesregierung keine Einwendungen er- 
hoben hatte, übernommen. 

§ 48 a Abs. 3 JWG E entspricht § 48 Abs. 2 Satz 1 
JWG. 

§ 48 b JWG E stimmt mit § 48 Abs. 1 Satz 3 JWG 
überein. Bei dieser Bestimmung ist bisher die Frage 
problematisch geblieben, welches das zuständige 
Jugendamt ist, das vom Vormundschaftsgericht zu 
hören ist, wenn der Wohnsitz des oder der Per- 
sonensorgeberechtigten und der des Minderjährigen 
in verschiedenen Bundesländern liegt. Deshalb ist 
vorgeschlagen worden, die Zuständigkeit des Lan- 
desjugendamtes an die des Vormundschaftsgerichts 
zu binden. Demgegenüber hält es die Bundesregie- 
rung für zweckmäßiger, die Zuständigkeit des Lan- 
desjugendamts an die des Jugendamts zu binden, 
das nach § 48 a Abs. 1 Nr. 10 JWG E gehört wurde. 
Im übrigen wird auf ein Rundschreiben des damali- 
gen Bundesministers für Familie und Jugend vom 
24. Dezember 1963 — J 2 — 1033 — betreffend 
„Zuständiges Landesjugendamt bei der Anhörung 
gemäß § 48 Abs. 1 Satz 3 JWG neuer Fassung" 
verwiesen. 

§ 48 c JWG E entspricht § 48 Abs. 2 Satz 2 JWG; 
in die Regelung werden auch Streitigkeiten über den 
Verkehr des nichtehelichen Kindes mit seinem Vater 
(§ 171 1 Abs. 1 Satz 2 BGB n. F.) einbezogen. 

§ 48 d JWG E stimmt wörtlich mit § 48 Abs. 3 JWG 
überein. 


Zu § 49 

Die Vorschrift (bisher § 49 Abs. 1, 3 JWG) regelt die 
Beurkundungs- und Beglaubigungsbefugnis von Be- 
diensteten des Jugendamts. 

Absatz 1 Satz 1 

Diese Vorschrift tritt an die Stelle des § 49 Abs. 1 
JWG und wird der durch das Gesetz über die 
rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder ge- 
schaffenen Rechtslage angepaßt. 

Nummern 1 und 2 

regeln die Anerkennung der Vaterschaft (§§ 1600 aff. 
BGB n. F.), die an die Stelle des Anerkenntnisses der 
Vaterschaft nach den §§ 1718, 1720 Abs. 2 BGB 
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tritt. Die Vorschriften erstreckt sich auf alle in 
§ 1600 e Abs. 1 BGB n. F. aufgeführten Erklärungen, 
also auch auf die Zustimmungserklärung des Kindes 
und auf die Zustimmungserklärung des gesetzlichen 
Vertreters des Mannes oder des Kindes. Die Befug- 
nis soll nicht auf Anerkennungen nach deutschem 
Recht beschränkt sein; aus diesem Grunde wurde 
ein Hinweis auf § 1600 e Abs. 1 BGB n. F. vermie- 
den. 

Eine Ermächtigung nach Nummer 1 erstreckt sich 
ohne weiteres auch auf Mutterschaftsanerkennt- 
nisse, selbst wenn diese in der Ermächtigung nicht 
ausdrücklich erwähnt sind. Nach der generellen und 
sämtliche Beurkundungen umfassenden Regelung 
in § 29 b Abs. 3 PStG n. F. können Mutterschafts- 
anerkenntnisse von denselben Stellen beurkundet 
werden, die eine Anerkennung der Vaterschaft be- 
urkunden können. Würde die Beurkundung einer 
Anerkennung der Mutterschaft hier erwähnt, ergäbe 
sich eine nicht erforderliche Doppelregelung im Per- 
sonenstandsgesetz und im Gesetz für Jugendwohl- 
fahrt, die im übrigen in Zweifel stellte, ob die Er- 
mächtigung durch das Landesjugendamt diesen Be- 
reich ausdrücklich einschließen müßte. 

Nummer 3 

Nach dem Gesetz über die rechtliche Stellung der 
nichtehelichen Kinder besteht nicht nur, wie bisher 
(§ 1708 BGB), eine Unterhaltsverpflichtung des 

nichtehelichen Vaters, sondern auch der väterlichen 
Verwandten in aufsteigender Linie (§ 1615 a BGB 
n. F. in Verbindung mit § 1601 BGB). Nummer 3 
bezieht nicht nur diese Ansprüche, sondern dar- 
über hinaus alle Unterhaltsansprüche des nichtehe- 
lichen Kindes (also auch gegenüber den mütterlichen 
Verwandten) und die Unterhaltsansprüche ehelicher 
Kinder in die Regelung ein. Damit wird nicht nur die 
Beurkundung einer Unterhaltsverpflichtung und die 
Erlangung eines vollstreckbaren Titels erleichtert, 
vielmehr wird in dieser Frage auch die unterschied- 
liche Behandlung ehelicher und nichtehelicher Kin- 
der beseitigt. Durch die Neufassung wird klarge- 
stellt, daß sich die Regelung auch auf die Verpflich- 
tung zur Leistung einer Abfindung erstreckt, die an 
Stelle des Unterhalts zu gewähren ist (§ 1615 e 
BGB n. F.). 

Die Beurkundungsbefugnis soll nur bestehen, so- 
lange das Kind minderjährig ist. Dies ergibt sich aus 
der Stellung des Jugendamts als Organ der öffent- 
lichen Jugendhilfe (vgl. § 2 JWG). Hingegen soll sich 
die Verpflichtung auch auf Ansprüche erstrecken 
können, die erst nach Eintritt der Volljährigkeit des 
Kindes fällig werden. 

Nummer 4 j 

erwähnt die Ansprüche der Mutter oder werdenden j 
Mutter gegenüber dem Vater nach den §§ 1615 k, 
1615 1 BGB n. F. (treten an die Stelle des § 1715 
BGB). 

Nummer 5 

Schließlich können Beamte oder Angestellte des 
Jugendamts wie nach geltendem Recht auch zur Be- 


glaubigung der in § 1617 Abs. 2 und § 1618 BGB n. F. 
(vgl. § 1706 Abs. 2 Satz 2 BGB, dem diese Bestim- 
mung nachgebildet ist) bezeichneten Erklärungen 
(Einbenennung eines nichtehelichen Kindes durch 
den Ehemann der Mutter, Erteilung des Vater- 
namens sowie Erstreckung der Änderung des Na- 
mens der Mutter auf das Kind) ermächtigt werden. 

Absatz 1 Satz 2 

Diejenigen Beamten oder Angestellten des Jugend- 
amts, die die Aufgaben einer Urkundsperson aus- 
üben, sollen nach Satz 2 keine Beurkundungen in 
Angelegenheiten vornehmen, in denen ihnen die 
Vertretung eines Beteiligten obliegt. Die Urkunds- 
person soll nicht in einen Interessenwiderstreit 
geraten. Sie hat ihr Amt unparteiisch zu führen, ins- 
besondere den Mann, der ein Kind anerkennen 
oder sich zur Zahlung von Unterhalt verpflichten 
will, über die Tragweite seiner Erklärungen zu be- 
lehren. Die Regelung dient zugleich der Klarstellung 
der sonst möglicherweise bestehenden Zweifelsfrage, 
in welchem Umfang § 3 des Beurkundungsgesetzes 
auf die Beurkundungstätigkeit derjenigen Jugend- 
amtsbediensteten anzuwenden ist, die nach § 37 
Satz 3 JWG E zur Vertretung eines Beteiligten be- 
fugt sind. Sie erfaßt gesetzliche wie gewillkürte Ver- 
tretung. Ferner soll es keinen Unterschied machen, 
ob die Urkundsperson die Beistandschaft, Vormund- 
schaft oder Pflegschaft im eigenen Namen oder für 
das Jugendamt (§ 37 Satz 2, 3 JWG E) führt. Dazu, 
die vorgesehene Einschränkung auch auf die Fälle 
der Beglaubigung auszudehnen, besteht kein Be- 
dürfnis. Insbesondere obliegt bei Beglaubigungen 
der Urkundsperson als solcher keine Belehrungs- 
pflicht. 

Absatz 2 

Diese Vorschrift tritt an die Stelle des § 49 Abs. 3 
JWG. Wegen des am 1. Januar 1970 in Kraft getre- 
tenen Beurkundungsgesetzes mußte diese Bestim- 
mung jedoch auf § 49 Abs. 3 Satz 2 JWG be- 
schränkt werden. Für die Beurkundung ist das 
Beurkundungsgesetz auf Grund seines § 1 Abs. 2 un- 
mittelbar anzuwenden. Die Gebührenfreiheit wird 
abweichend vom geltenden Recht auch auf die Be- 
glaubigung und die Erteilung von Ausfertigungen 
erstreckt. 

Absatz 3 

In der Literatur ist umstritten, ob für die Beurkun- 
dung jedes Jugendamt zuständig ist oder ob man- 
gels abweichender Regelung grundsätzlich der ge- 
wöhnliche Aufenthalt des Unterhaltsberechtigten 
nach § 11 JWG maßgebend ist. Auch die Anwen- 
dung des § 10 JWG führt zu keinem befriedigenden 
Ergebnis, denn diese Vorschrift setzt ein irgendwie 
geartetes Ersuchen des Jugendamts gegenüber der 
Stelle voraus, die Beistand gewähren soll. Nach 
dem Entwurf soll durch den Ausschluß des § 1 1 JWG 
jedes Jugendamt zur Beurkundung bzw. Beglaubi- 
gung entsprechender Erklärungen zuständig sein; 
die Abgabe solcher Erklärungen wird dadurch 
erleichtert. 
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Zu § 50 

Die Vorschrift regelt die Aufnahme vollstreckbarer 
Urkunden durch Bedienstete des Jugendamts und 
die Zwangsvollstreckung aus diesen Urkunden. 

Absatz 1 

Diese Vorschrift entspricht § 49 Abs. 2 JWG. Satz 1 
wird den zu § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 4 JWG E 
vorgeschlagenen Änderungen angepaßt. Satz 2 
stimmt wörtlich mit § 49 Abs. 2 Satz 2 JWG über- 
ein. 

Absatz 2 

Hat sich der Vater eines nichtehelichen Kindes in 
einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde ver- 
pflichtet, dem Kinde den Regelunterhalt zu zahlen, 
und sich der vollstreckbaren Festsetzung des Betra- 
ges des Regelunterhalts in einem gerichtlichen Ver- 
fahren nach den §§ 642 a, 642 b ZPO n. F. unterwor- 
fen, so kann der Betrag des Regelunterhalts durch 
den Rechtspfleger in einem vereinfachten Verfahren 
festgesetzt und die Festsetzung auch später wieder 
geändert werden (§ 642 c Nr. 2 in Verbindung mit 
§§ 642 a, 642 b ZPO n. F.). 

Gemäß § 642 d ZPO n. F. gilt das gleiche für die 
Verpflichtung des Vaters zur Leistung des Regel- 
unterhalts zuzüglich eines Zuschlags oder abzüglich 
eines Abschlags oder zur Leistung eines Zuschlags 
allein. Der Zu- oder Abschlag ist in einem Prozent- 
satz des Regelbedarfs (§ 1615 f Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
BGB n. F.) zu bezeichnen. Die Verpflichtung zur Lei- 
stung des Regelunterhalts abzüglich eines Abschlags 
kommt in Betracht, wenn der Vater nach § 1615 h 
BGB n. F. die Herabsetzung des Regelunterhalts 
verlangen kann. 

Absatz 2 sieht eine entsprechende Regelung für 
Urkunden vor, die von einem Beamten oder Ange- 
stellten des Jugendamts aufgenommen sind. Der 
Vater soll sich auch in einer solchen Urkunde zur 
Zahlung des Regelunterhalts, auch eines Zu- oder 
Abschlags dazu mit der Folge verpflichten können, 
daß die Höhe des danach zu leistenden Betrages 
durch Gerichtsbeschluß festgesetzt wird. 

Die Möglichkeit der ersten Festsetzung des Regel- 
unterhalts (§ 642 a ZPO n. F.) hat in den genannten 
Fällen der Errichtung einer Verpflichtungsurkunde 
keine praktische Bedeutung, da hierbei der Betrag 
des Regelunterhalts in die Urkunde mit aufgenom- 
men werden kann und die Urkunde dann bei Erfül- 
lung der Voraussetzungen des § 50 Abs. 1 JWG E 
ohne weiteres vollstreckbar ist. Die Bedeutung der 
Verpflichtung zur Zahlung des Regelunterhalts, auch 
eines Zu- oder Abschlags dazu, liegt vielmehr darin, 
daß bei späteren Änderungen der Höhe des Regel- 
unterhalts gemäß § 642 b ZPO n. F. die Neufest- 
setzung in dem vereinfachten Verfahren vor dem 
Rechtspfleger vorgenommen werden kann und sich 
somit eine Abänderungsklage erübrigt. Jedoch ist 
bei Vorliegen einer Verpflichtungsurkunde das ge- 
richtliche Verfahren nach § 642 b ZPO n. F. nur für 
die Fälle gedacht, in denen sich eine gütliche Eini- 
gung mit dem Vater über die Errichtung einer neuen 
vollstreckbaren Urkunde nicht erzielen läßt. 


Zu § 51 

Durch die in Absatz 1 vorgesehene Verpflichtung 
des Jugendamts, einen allein sorgeberechtigten 
Elternteil auf Antrag zu beraten und zu unterstüt- 
zen, soll die Lage der Kinder, die nicht in der Obhut 
ihrer beiden Eltern aufwachsen, wesentlich verbes- 
sert werden. Die Vorschrift ist besonders für nicht- 
eheliche Mütter und Eltern, die getrennt leben oder 
deren Ehe geschieden ist, gedacht, ohne sich auf 
diesen Personenkreis zu beschränken. 

Für nichteheliche Kinder soll vor allem ein Aus- 
gleich dadurch geschaffen werden, daß durch den 
Wegfall der Vormundschaft im Gesetz über die 
rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder und 
der Pflegekinderaufsicht im vorliegenden Entwurf 
der Schutz, dessen ein Teil der nichtehelichen Kinder 
gelegentlich bedarf, vermindert worden ist. 

Für die Kinder aus geschiedener oder getrennter 
Ehe ist eine Verstärkung des Schutzes dringend not- 
wendig; sie stehen infolge der Neuordnung des 
Nichtehelichenrechts in manchem schlechter als die 
nichtehelichen Kinder. Dies wirkt sich besonders 
stark bei der Geltendmachung des Unterhalts aus. 
Während für die Festsetzung und Beitreibung des 
Unterhalts des nichtehelichen Kindes in der Regel 
das Jugendamt als Amtspfleger oder Amtsvormund 
sorgt (§§ 1706, 1709, 1791 c BGB n. F. f §§ 40 f. 
JWG E), muß sich beim ehelichen Kind die allein- 
stehende Mutter, die vom Vater getrennt lebt oder 
deren Ehe geschieden ist und der nach den §§ 1671 f. 
BGB die Personensorge übertragen worden ist, 
regelmäßig allein um die Geltendmachung des Un- 
terhalts des Kindes kümmern. Dies bedeutet eine 
starke, auch seelische Belastung der Mutter und 
führt häufig dazu, daß das Kind nicht den ihm 
gesetzlich zustehenden Unterhalt erhält. Es erscheint 
daher geboten, das Jugendamt zu verpflichten, einen 
Elternteil, dem die Sorge für die Person des Kin- 
des allein zusteht, besonders bei der Geltend- 
machung von Unterhaltsansprüchen des Kindes auf 
Antrag zu beraten und zu unterstützen. Dabei ist 
vor allem gedacht an eine Belehrung der Mutter 
über die Höhe der Unterhaltssätze, an eine Vor- 
ladung des Unterhaltspflichtigen und eine Mitwir- 
kung beim Abschluß eines außergerichtlichen Ver- 
gleichs. In geeigneten Fällen kann das Jugendamt 
zum Beistand oder Pfleger bestellt werden (§§ 45, 46 
JWG E). 

Absatz 1 

ist nicht auf Unterhaltsansprüche des Kindes gegen 
den nicht sorgeberechtigten Elternteil beschränkt, 
sondern bezieht auch Unterhaltsansprüche gegen 
die Voreltern ein. 

Die Vorschrift ist ferner nicht auf die Unterhalts- 
ansprüche ehelicher Kinder beschränkt. Bei nicht- 
ehelichen Kindern kommt ihre Anwendung etwa 
dann in Betracht, wenn das Vormundschaftsgericht 
angeordnet hat, daß eine Pflegschaft nicht eintritt 
oder wenn es die Pflegschaft aufgehoben hat (§ 1707 
Satz 1 Nr. 1, 2 BGB n. F.). 

Durch die vorgeschlagene Vorschrift wird der Schutz 
für eheliche und nichteheliche Kinder wesentlich 
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verbessert, vor allem die Geltendmachung ihres 
Unterhalts erleichtert. 

Absatz 2 

Absatz 1 erfaßt den Fall nicht, daß die Eltern des 
Kindes getrennt leben, ohne daß einem Elternteil 
die alleinige Personensorge übertragen worden 
ist. Will in diesem Fall ein Elternteil Unterhalts- 
ansprüche des Kindes gegen den anderen Teil gel- 
tend machen (vgl. § 1629 Abs. 2 Satz 1 BGB) oder 
wünscht der Elternteil, in dessen Obhut sich das 
Kind befindet, Hilfe in anderen Angelegenheiten 
der Personensorge, so soll das Jugendamt ihn eben- 
falls beraten und unterstützen. Die Regelung des 
Absatzes 1 soll daher auch in diesem Falle gelten. 


Zu § 52 

Frühzeitige und ausreichende Schwangerschaftsfür- 
sorge ist eine dringende öffentliche Aufgabe. Ist das 
Kind außerehelich gezeugt, so ist die werdende 
Mutter seelisch und wirtschaftlich in einer besonders 
schwierigen Lage und daher besonders schutzbedürf- 
tig. Das Gesetz über die rechtliche Stellung der 
nichtehelichen Kinder sieht eine Reihe von Vor- 
schriften zum Schutze der werdenden Mutter und des 
ungeborenen Kindes vor (§ 1600 b Abs. 2, §§ 1615 k, 
1615 1, 1615 n, 1615 o, 1912 BGB n. F,); sie bedürfen 
der Ergänzung durch das Jugendwohlfahrtsrecht. 

Absatz 1 

Diese Vorschrift verpflichtet das Jugendamt, die 
werdende Mutter zu beraten und zu unterstützen. 
Um die eheliche Mutter nicht zu benachteiligen, 
wird in Absatz 1 nicht unterschieden, ob das Kind 
ehelich oder nichtehelich gezeugt ist. Damit ein Ein- 
griff in die Privatsphäre der werdenden Mutter ver- 
mieden und zwischen ihr und dem Jugendamt ein 
Vertrauensverhältnis hergestellt wird, soll das Ein- 
verständnis der Mutter erforderlich sein; auch wird 
ihr keine Meldepflicht auferlegt. Dagegen soll das 
Tätigwerden des Jugendamts nicht von einem An- 
trag der Schwangeren abhängig sein. Ein solcher 
Antrag würde in vielen Fällen aus Unkenntnis oder 
Gleichgültigkeit nicht gestellt werden. Das Jugend- 
amt soll vielmehr von sich aus Hilfe anbieten. Das 
Jugendamt soll aber erst tätig werden, wenn es von 
der Schwangerschaft erfahren hat; es soll nicht etwa 
von sich aus die Schwangeren ermitteln. Auch der 
Umfang der Unterstützungstätigkeit soll davon ab- 
hängen, inwieweit dem Jugendamt ein Bedürfnis 
hierzu erkennbar wird. Liegen jedoch die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 vor, so soll die Mutter 
einen Anspruch auf Hilfe haben. 

Absatz 2 

Ist anzunehmen, daß das Kind nichtehelich geboren 
werden wird, so ist eine frühzeitige Klärung der 
Vaterschaft für Mutter und Kind von großer Bedeu- 
tung. Aus diesem Grunde gestattet § 1600 b Abs. 2 
BGB n. F. die Anerkennung der Vaterschaft bereits 
vor der Geburt des Kindes. Nach § 1912 BGB n. F. 
kann zwar für das Kind wie nach geltendem Recht 
(§ 1912 BGB, § 43 JWG) ein Pfleger bestellt werden. 


Diese Vorschrift dürfte aber für sich allein nicht 
ausreichen, weil ein Pfleger nur in einem Teil der 
Fälle bestellt werden wird. Absatz 2 sieht daher 
ergänzend vor, daß das Jugendamt die Feststellung 
der Vaterschaft vorzubereiten hat. Hierbei ist daran 
gedacht, daß das Jugendamt, sobald es von der 
Schwangerschaft erfährt, die werdende Mutter und 
den von der Mutter angegebenen Mann befragt, 
gegebenenfalls den Mann zur Anerkennung der 
Vaterschaft und zur Abgabe einer Verpflichtungs- 
erklärung über den Unterhalt des Kindes veranlaßt 
oder den Unterhaltsprozeß durch Beschaffung von 
Beweismaterial vorbereitet. Das Jugendamt soll 
auch hierbei des Einverständnisses der Mutter be- 
dürfen. Würde das Jugendamt ohne dieses Einver- 
ständnis tätig werden, so könnte dadurch die 
schwierige seelische Lage, in der sich die Mutter 
befindet, verschlechtert und eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit zwischen Mutter und Jugendamt 
verhindert werden. 

Die in Satz 1 vorgesehene Tätigkeit des Jugendamts 
erübrigt sich, wenn bereits ein Pfleger für die 
Leibesfrucht (§ 1912 BGB n. F.) mit dieser Aufgabe 
betraut ist. Das gleiche gilt, wenn das Vormund- 
schaftsgericht angeordnet hat, daß eine Pflegschaft 
nicht eintritt (§ 1707 Satz 1 Nr. 1 BGB n. F.). Die 
Klärung der Vaterschaft ist dann Aufgabe der Mut- 
ter, und zwar vor wie nach der Geburt des Kindes 
(vgl. § 1912 Abs. 2 BGB n. F.). In diesen Fällen soll 
daher nach Satz 2 die Vorschrift des Satzes 1 nicht 
anwendbar sein. 

Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 2 vor, so 
soll das Jugendamt zum Tätigwerden verpflichtet 
sein. 

Absatz 3 

Der Mutter eines nichtehelichen Kindes stehen nach 
den §§ 1615 k, 16151 BGB n. F. auch eigene An- 
sprüche gegen den Vater zu, und zwar auf Ersatz 
der Kosten der Entbindung und gewisser weiterer 
Aufwendungen sowie auf Unterhalt. Nach Absatz 3 
soll das Jugendamt die Mutter mit ihrem Einver- 
ständnis auch bei der Geltendmachung dieser An- 
sprüche unterstützen. Die Mutter soll einen Rechts- 
anspruch auf Unterstützung haben. 

Zu § 53 

Die Regelung der Vereinsvormundschaft in § 53 
JWG enthält zum Teil öffentlich-rechtliche, aber 
auch privat-rechtliche Bestandteile. Künftig enthält 
§ 1791 a BGB n. F. die generelle Regelung der Ver- 
einsvormundschaft, während in § 53 JWG E jene 
Fragen geregelt werden sollen, die öffentlich-recht- 
licher Natur sind. Dazu gehört einmal die grund- 
sätzliche Ermächtigung, diejenigen Voraussetzungen 
näher zu bestimmen, unter denen ein rechtsfähiger 
Verein vom Landesjugendamt für geeignet erklärt 
werden kann, Pflegschaften, Vormundschaften oder 
Beistandschaften zu übernehmen. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit und zur Gewähr- 
leistung einer einheitlichen Praxis sieht Absatz 2 
vor, daß die Eignungserklärung widerruflich ist und 
mit Auflagen belastet erteilt werden kann. 
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Bedürfnisse der Praxis machen es ferner erforder- 
lich, die Eignungserklärung eines eingetragenen 
Vereins davon abhängig zu machen, daß er eine 
ausreichende Zahl fachlich ausgebildeter Mitglieder 
hat (vgl. die Begründung des Bundesrates gegen- 
über dem Entwurf eines Einführungsgesetzes zum 
Gesetz über die rechtliche Stellung der unehelichen 
Kinder zu seinem Vorschlag, nach § 52 JWG E als 
neue Vorschrift einen § 53 einzufügen, Drucksache 
V/3719 S. 78, rechte Spalte). Zur Vermeidung un- 
billiger Härten wird man davon ausgehen können, 
daß langjährige praktische Erfahrung einer förm- 
lichen fachlichen Ausbildung gleichgestellt werden 
kann. Aufgrund zwischenzeitlicher Erfahrungen wird 
ferner klargestellt, daß und gegebenenfalls auf 
welche Landesteile eine Eignungserklärung be- 
schränkt werden kann. 

Zu Nummer 6 (§ 54 a) 

Diese Vorschrift regelt die Frage, in welchem Um- 
fang die Bestimmungen des Gesetzes für Jugend- 
wohlfahrt auf die Vormundschaft und Pflegschaft 
über Volljährige, besonders auf die Amtsvormund- 
schaft und auf die Amtspflegschaft für Volljährige, 
anwendbar sind. Sie lehnt sich an den Vorschlag des 
Bundesrates zu dem Entwurf eines Einführungs- 
gesetzes zum Gesetz über die rechtliche Stellung der 
unehelichen Kinder (Drucksache V/3719 S. 77, rechte 
Spalte) an, gegenüber dem die Bundesregierung 
keine Einwendungen erhoben hat, geht aber dar- 
über in wichtigen Punkten hinaus. So sollen nach 
Satz 1 mit den §§ 37 bis 39 b, 45 und 53 JWG E die 
gesamten Vorschriften über die Amtsvormundschaft, 
Amtspflegschaft und Vereinsvormundschaft für Min- 
derjährige mit Ausnahme der hier nicht zutreffen- 
den Bestimmungen der gesetzlichen Amtspflegschaft 
und Amtsvormundschaft anwendbar sein, ferner die 
Zuständigkeitsvorschrift des § 11 JWG. 

Das Jugendamt soll darüber hinaus auch tätig wer- 
den, wenn über Volljährige ein Einzelvormund oder 
Einzelpfleger bestellt ist. Das wird durch die An- 
wendbarkeit der §§ 47 bis 48 JWG E erreicht. Diese 
Aufgaben obliegen dem Jugendamt bereits nach gel- 
tendem Recht in seiner Eigenschaft als Gemeinde- 
waisenrat (§ 1897 i. V. mit den §§ 1849 bis 1851 
BGB). Es soll möglichst vermieden werden, daß das 
Jugendamt zweierlei Recht anzuwenden hat, je 
nachdem, ob es für minderjährige oder für voll- 
jährige Mündel tätig wird. 

Satz 2 stellt klar, daß die in Satz 1 aufgeführten 
Vorschriften des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
grundsätzlich auch dann gelten sollen, wenn nach 
§ 1897 Abs. 2 BGB n. F. an die Stelle des Jugend- 
amts oder des Landesjugendamts andere Behörden 
treten. Das Wort „sinngemäß“ soll zum Ausdruck 
bringen, daß Vorschriften jedoch nicht anzuwenden 
sind, die auf die besondere Stellung und den beson- 
deren Aufbau des Jugendamts zugeschnitten sind. 


So sollen die Länder im Falle des § 1897 Abs. 2 BGB 
n. F. nicht etwa gezwungen sein, bei den zustän- 
digen Behörden einen dem Jugendwohlfahrtsaus- 
schuß entsprechenden Ausschuß zu errichten. 

Die von Abschnitt V abweichende Reihenfolge ist 
innerhalb der Aufzählung der einzelnen möglichen 
Funktionen des Jugendamts damit begründet, daß 
gegenüber volljährigen Mündeln die Amtsvormund- 
schaft die größere Rolle im Vergleich beispielsweise 
zur Amtspflegschaft spielen dürfte. 

Aus Gründen der Systematik wurde diese Vorschrift 
abweichend vom Vorschlag des Bundesrates an die- 
ser Stelle und in einem eigenen Abschnitt unter- 
gebracht, zumal das gesamte Gesetz für Jugend- 
wohlfahrt sich grundsätzlich und speziell sein Ab- 
schnitt V an Minderjährige wendet. 

Artikel 2 

Internationale Übereinkommen 

Unter der Nummer 56 hat der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme zum Entwurf eines Einführungsge- 
setzes zum Gesetz über die rechtliche Stellung der 
unehelichen Kinder vorgeschlagen, in Artikel 13 
(Übergangs- und Schlußvorschriften) einen neuen 
§ 23 a einzufügen. Der Bundesrat hielt die in dieser 
Bestimmung näher bezeichneten Regelungen im 
Hinblick auf die Neufassung des § 49 JWG E und 
des § 29 b Abs. 3 PStG n. F. für überflüssig. Der An- 
regung des Bundesrates, der gegenüber die Bundes- 
regierung bereits im früheren Gesetzgebungsver- 
fahren keine Einwendungen erhoben hatte, wird 
beigetreten. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes soll deshalb 
Artikel 2 des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
14. September 1961 über die Anerkennung der 
Vaterschaft und vom 12. September 1962 über die 
Feststellung der mütterlichen Abstammung nicht- 
ehelicher Kinder vom 15. Januar 1965 (BGBl. II 
S. 17) aufgehoben werden. 

Im übrigen wird auf die Ausführungen in Absatz 4 
der Vorbemerkungen dieser Begründung verwiesen. 

Artikel 3 

Geltung in Berlin 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Artikel 4 bestimmt den Termin des Inkrafttretens. 
Das Gesetz soll gleichzeitig mit dem Gesetz über 
die rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder am 
1. Juli 1970 in Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 4 Nr. 2) 

Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 


,1. § 4 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„ 2 . die Mitwirkung im Vormundschaftswesen 
gemäß §§ 37 bis 54 a,".' 

Begründung 

Auch der im Entwurf neu vorgesehene § 54 a be- 
trifft die Mitwirkung des Jugendamts im Vor- 
mundschaftswesen. Diese Vorschrift muß des- 
halb in § 4 Nr. 2 mit zitiert werden. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 1 c und Nr. 4 (Überschrift Ab- ; 

schnitt IV § 36) , 

a) Hinter Nummer 1 b ist folgende Nummer 1 c 
einzufügen: 

,1 c. Die Überschrift zy. Abschnitt IV wird wie 
folgt gefaßt: 

„Schutz der Pflegekinder und anderer 
Minderjähriger".' 

b) Nummer 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Zu a) 

Abschnitt IV umfaßt außer dem Schutz der 
Pflegekinder schon nach geltendem Recht auch 
den Schutz anderer Minderjähriger. Das sollte 
in der Überschrift zu diesem Abschnitt auch zum 
Ausdruck kommen. 1 

Zub) 

Die Streichung der Nummer 4 ist die Folge der 
Einfügung der Nummer 1 c. 

Die Änderung des § 36 ist auch nicht erforder- 
lich. Sie war auch in Artikel 2 des Einführungs- 
gesetzes zum Gesetz über die rechtliche Stellung 
der unehelichen Kinder (vgl. BR-Drucksache 
351/68) nicht enthalten. 

i 

i 

\ 

3. Zu Artikel 1 und Artikel 2 a — neu — 

| 

Zur Beseitigung von Doppelregelungen im BGB 
und JWG sollten folgende Änderungen vorge- 
nommen werden: 

1. a) Folgende Bestimmungen sind in Artikel 1 
zu streichen: 

§ 38 Abs. 2 bis 7, §§ 39 a, 39 b, 45, 47 a und 
47 b sowie die Überschrift vor § 45; 

b) in § 46 werden die Worte „bis 39 b und 45" 
durch die Worte „und 38" ersetzt; 


c) in § 47 c werden die Worte „den §§ 47 und 
47 a" durch „§ 47" ersetzt; 

d) in § 54 a werden die Worte „bis 39 b, 45" 
durch „ , 38" ersetzt. 

2. Nach Artikel 2 ist folgender Artikel 2 a ein- 
zufügen: 

, Artikel 2 a 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

1. § 1709 erhält folgende Fassung: 

„§ 1709 

Mit der Geburt des Kindes wird das 
Jugendamt Pfleger nach Maßgabe des Ge- 
setzes für Jugendwohlfahrt. § 1791 c Abs. 2 
gilt entsprechend." 

2. § 1791 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Mit der Geburt eines nichtehelichen 
Kindes, das eines Vormunds bedarf, 
wird das Jugendamt Vormund nach 
Maßgabe des Gesetzes für Jugend- 
wohlfahrt." 

b) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 werden 
gestrichen. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2. 

3. Die §§ 1694 und 1849 werden gestrichen.' 
Begründung 

Der Bundesrat hat schon in seiner Stellungnahme 
zu dem in der 5. Legislaturperiode vorgelegten 
Entwurf eines Einführungsgesetzes zum Gesetz 
über die rechtliche Stellung der unehelichen 
Kinder (BT-Drucksache V/3719 S. 76 unter Nr. 2) 
davor gewarnt, dieselbe Materie sowohl im Bür- 
gerlichen Gesetzbuch als auch im Gesetz für Ju- 
gendwohlfahrt zu regeln. Er hat empfohlen, 
grundsätzlich Vorschriften, deren Schwerpunkt 
in der materiell-rechtlichen Regelung der Be- 
gründung und Aufhebung der Amtsvormund- 
schaft und Amtspflegeschaft liegt, im Bürgerlichen 
Gesetzbuch, dagegen Vorschriften, die die Aus- 
gestaltung der Aufgaben und Befugnisse der Ju- 
gendämter als Amtsvormund oder Amtspfleger 
sowie das Verfahren und die Organisation der 
Jugendämter betreffen, im Jugendwohlfahrts- 
gesetz zu treffen. Der vorliegende Entwurf folgt 
dieser Empfehlung nicht, um beide Gesetze aus 
sich heraus verständlich zu gestalten. Dies ist 
nicht gelungen, wie gerade die wichtigsten Vor- 
schriften der §§ 1709, 1791 c BGB und der §§ 40, 
41 JWG i. d. F. des Entwurfs zeigen. Die §§ 40, 41 
JWG i. d. F. des Entwurfs müssen trotzdem auf 
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Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs ver- i 
weisen, während die §§ 1709 und 1791 c BGB : 
durch die §§ 40 und 41 JWG i. d. F. des Entwurfs , 
sogar inhaltlich geändert werden, ohne daß dies I 
im Bürgerlichen Gesetzbuch selbst zum Ausdruck 
kommt. § 40 Abs. 1 und § 41 Abs. 1 JWG i. d. F. j 
des Entwurfs bringen nämlich nicht nur eine 
nähere Ausgestaltung der Aintsvormundschaft ; 
und Amtspflegschaft, sondern sie schränken die | 
im Bürgerlichen Gesetzbuch aufgestellten Voraus- ! 
Setzungen für den Eintritt der Amtsvormund- 
schaft oder Amtspflegschaft ein. In folgenden 
Fällen tritt nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz 
i. d. F. des Entwurfs im Gegensatz zur Regelung 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs Amtspflegschaft 
oder Amtsvormundschaft nicht ein: 

a) Nichteheliche Kinder deutscher Mütter, die 
nicht im Geltungsbereich des JWG geboren 
sind, sollen ausgenommen werden. 

b) Nichteheliche Kinder einer staatenlosen Mut- 
ter, die ihren Aufenthalt, aber nicht ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt zur Zeit der Geburt 
in der Bundesrepublik Deutschland hatte, sol- I 
len ebenfalls ausgenommen werden, ebenso ; 
die Kinder von Müttern, für die die sonstigen 1 
in § 40 Abs. 1 des Entwurfs aufgezählten Vor- ; 
aussetzungen zutreffen. 

c) Schließlich sollen ausländische Kinder auch : 
dann ausgenommen werden, wenn das nach 
Artikel 20 EGBGB berufene ausländische Recht I 
auf das deutsche Recht zurückverweist. Der- 
artige Rückverweisungen sind nach Artikel 27 ! 
EGBGB zu beachten. Sie sind nicht selten, ins- ! 
besondere bei Staaten, die nicht auf die 1 
Staatsangehörigkeit (auf die Abstammung) 
abstellen, sondern dem Domizilprinzip oder ; 
dem Territorialprinzip folgen, wie insbeson- , 
dere die Staaten des angloamerikanischen 
oder des südamerikanischen Rechtskreises, j 
Dabei ist zu beachten, daß regelmäßig nur auf ; 
das sachliche Recht, nicht aber auf Verfah- ; 
rensrecht zurückverwiesen wird. Da nicht aus- , 
geschlossen werden kann, daß das insoweit 
maßgebende zurückverweisende Recht das , 
JWG als Verfahrensrecht ansieht, käme es j 
unter dieser Voraussetzung zu dem uner- 
wünschten Ergebnis, daß entgegen den §§ 40, j 
41 JWG i. d. F. des Entwurfs Amtsvormund- j 
schaft oder Amtspflegschaft eines deutschen \ 
Jugendamts selbst dann eintritt, wenn sich i 
ein ausländisches Kind nicht (mehr) im Gel- . 
tungsbereich des JWG befindet. 

Aus der Tatsache, daß die Doppelregelung schon j 
jetzt erhebliche Schwierigkeiten erkennen läßt, 
ist zu ersehen, daß die praktische Anwendung ! 
des Gesetzes zu weiteren, jetzt noch nicht vor- 
aussehbaren Schwierigkeiten führen wird. Eine j 
Abhilfe ist nur durch Beseitigung der Doppel- I 
regelung möglich. Sie kann um so eher in Kauf j 
genommen werden, als es ohnehin nicht erreich- ' 
bar ist, die für die Jugendämter maßgebenden 
Vorschriften allein im JWG zu regeln; die Ju- 
gendämter können ihre Aufgaben sachgerecht 
nur erfüllen, wenn sie auch die Vorschriften zu- | 


mindest des 4. Buchs des BGB beachten. Daß in 
einem anderen Fall, nämlich im Berufsbildungs- 
gesetz und in der Handwerksordnung, eine Dop- 
pelregelung vorgenommen wurde, rechtfertigt es 
nicht, diese bedenkliche Form der Gesetzestech- 
nik auch hier anzuwenden. 

Folgende Bestimmungen des Entwurfs sind ent- 
behrlich, wobei die Aufzählung darauf verzich- 
ten kann, jeweils auch den § 1915 BGB für die 
Pflegschaft und § 1690 Abs. 2 i. V. m. § 1915 BGB 
sowie § 1691 Abs. 1 BGB für die Beistandschaft 
zu erwähnen: 

§ 38 Abs. 2 durch § 1792 Abs. 1 Satz 2 BGB, 

§ 38 Abs. 3 durch § 1857 a BGB, 

§ 38 Abs. 4 durch § 1801 Abs. 2 BGB, 

§ 38 Abs. 5 durch § 1805 Satz 2 BGB, 

§ 38 Abs. 6 durch § 1835 Abs. 4, 

§ 1836 Abs. 3 BGB, 

§ 38 Abs. 7 durch § 1837 Abs. 2 Satz 2 BGB, 

§ 39 a Abs. 1 und 2 durch § 1887 Abs. 1 und 2 
BGB, 

§ 39 a Abs. 3 durch § 1887 Abs. 3 Satz 2 BGB, 

§ 39 b durch § 1889 Abs. 2 Satz 1 BGB, 

§ 45 durch § 1791 b Abs. 1 BGB, 

§ 47 a Abs. 1 und 2 durch § 1850 Abs. 1 und 2 
BGB, 

§ 47 a Abs. 3 durch §§ 1915, 1691 Abs. 1 BGB, 

§ 47 b Abs. 1 und 2 durch § 1851 Abs. 1 und 2 
BGB, 

§ 47 b Abs. 3 durch die §§ 1915, 1691 Abs. 1 BGB. 

Dagegen sollten die Voraussetzungen, unter 
denen Amtsvormundschaft oder Amtspflegschaft 
besteht, abschließend im JWG aufgeführt wer- 
den. Es empfiehlt sich nicht, einen Teil der Vor- 
aussetzungen im BGB, einen anderen Teil im 
JWG anzuführen. Aus diesem Grund ist mit 
Rücksicht auf die Regelung in den §§ 40, 41 JWG 
i. d. F. des Entwurfs § 1709 Satz 1 BGB durch eine 
allgemeine Verweisung auf das JWG zu ergän- 
zen, während Satz 2 der Vorschrift sowie in 
Absatz 3 die Verweisung auf § 1791 c Abs. 1 
Satz 2 BGB überflüssig sind. Ebenso ist § 1791 c 
Abs. 1 Satz 1, 1. Halbsatz BGB zu ergänzen, 
während der Absatz im übrigen ebenso wie 
Absatz 2 entbehrlich ist. Schließlich betreffen die 
§§ 1694, 1849 BGB ausschließlich Verpflichtungen 
des Jugendamts, die im BGB keinen Platz haben, 
sondern nur durch § 47 Abs. 1 und § 48 Satz 2 
JWG i. d. F. des Entwurfs geregelt sein sollten. 

Die Änderung von Bestimmngen des BGB ist im 
Interesse einer sachgerechten Lösung unumgäng- 
lich. Bei den Änderungen unter Nummer 1 Buch- 
staben b bis d handelt es sich um Folgeänderun- 
gen, die sich aus den Streichungen in Nummer 1 
Buchstabe a ergeben. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 40 Abs. 1) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob nicht in § 40 Abs. 1 nach den Worten „(Bun- 
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desgesetzbl. 1953 II S. 559)" die Worte „oder 
Asylberechtigte im Sinne des § 28 des Ausländer- 
gesetzes vom 28. April 1965 (Bundesgesetzbl. I 

S. 353)" eingefügt werden müssen. 

Begründung 

Die Asylberechtigten müssen in die vorgesehene 
Regelung miteinbezogen werden, weil sie die 
gleiche Rechtsstellung besitzen wie ausländische 
Flüchtlinge (§ 44 Ausländergesetz). Insbesondere 
bestimmt sich auch ihr Personalstatut nach dem 
Recht des Landes, in dem sie ihren Wohnsitz 
oder in Ermangelung eines Wohnsitzes ihren 
Aufenthalt haben (§ 44 Ausländergesetz i. V. m. 
Artikel 12 des Abkommens über die Rechtsstel- 
lung der Flüchtlinge). 

5. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§§ 49, 50) 

a) In § 49 Abs. 1 werden die Nummern 1 und 2 
wie folgt zusammengefaßt: 

„1. die Erklärung, durch welche die Vater- 
schaft anerkannt wird, die Zustimmungs- 
erklärung des Kindes sowie die etwa er- 
forderliche Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters zu einer solchen Erklärung 
(Erklärungen über die Anerkennung der 
Vaterschaft) zu beurkunden oder, soweit 
die Erklärung auch in öffentlich beglau- 
bigter Form abgegeben werden kann, zu 
beglaubigen,". 

Die Nummern 3 bis 5 werden Nummern 2 
bis 4. 

b) In § 50 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Nr. 3 
oder 4" durch die Worte „Satz 1 Nr. 2 oder 3" 
ersetzt. 

Begründung 

Der Entwurf zählt mit Recht alle Erklärungen im 
einzelnen auf, die das Jugendamt beurkunden oder 
beglaubigen kann. Er weicht damit von Artikel 2 
Nr. 5 des Entwurfs eines Einführungsgesetzes 
zum Gesetz über die rechtliche Stellung der un- 
ehelichen Kinder (BT-Drucksache V/3719) ab, weil 
die Fassung des früheren Entwurfs Anlaß zu Un- 
klarheiten geben konnte, obwohl sie inhaltlich 
dasselbe besagen soll ( Begründung zu § 49 JWG 
i. d. F. des Entwurfs eines Einführungsgesetzes 
zum Gesetz über die rechtliche Stellung der un- 
ehelichen Kinder, a. a. O. S. 26). Zu berücksich- 
tigen ist aber, daß die ursprünglich geplante Fas- 
sung bereits an anderer Stelle Gesetz gewor- 
den ist, nämlich in § 62 Nr. 1 des Beurkundungs- 
gesetzes. Um Zweifel über die Auslegung dieses 
Gesetzes, die im Schrifttum bereits aufgetreten 
sind (Firsching, Rechtspfleger 1970, Vis), auszu- 
räumen, ist es erforderlich, den Gleichlauf von 
§ 62 Nr. 1 des Beurkundungsgesetzes und § 49 
JWG herzustellen, indem in der letztgenannten 
Bestimmung eine Legaldefinition für den im Be- 
urkundungsgesetz verwendeten Begriff „Erklä- 


rungen über die Anerkennung der Vaterschaft" 
aufgenommen wird. Dieser Gleichlauf war auch 
bei der Schaffung des Beurkundungsgesetzes be- 
absichtigt; das ergibt sich daraus, daß der Ver- 
mittlungsausschuß (BT-Drucksache V/4500) die da- 
mals vorliegende Formulierung für die Neufas- 
sung des § 49 JWG in das Beurkundungsgesetz 
aufgenommen und den Formulierungsvorschlag 
des Bundesrates (BT-Drucksache V/4439 unter 
Nr. 6) nicht übernommen hat, der noch nicht auf 
das Gesetz über die rechtliche Stellung der nicht- 
ehelichen Kinder abgestimmt war. 

Die Änderung zu b) ergibt sich als Folge der 
Änderung zu a). 

6. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 49 Abs. 3) 

§ 49 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Für die Tätigkeiten nach Absatz 1 ist 
jedes Jugendamt zuständig." 

Begründung 

Der Ausschuß des § 11 führt nicht zu der beab- 
sichtigten Regelung, daß jedes Jugendamt zu- 
ständig ist; vielmehr führt er dazu, daß über- 
haupt keine Zuständigkeitsregelung vorliegt. 
Wenn jedes Jugendamt für die Beurkundung 
nach § 49 Abs. 1 zuständig sein soll, muß dies 
ausdrücklich ausgesprochen werden. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 6 (Abschnitt V a) 

Durch die mit der Anwendung des § 11 JWG 
erfolgte Regelung der örtlichen Zuständigkeit 
werden die Jugendämter, in deren Bereich An- 
stalten für Geistesschwache und ähnliche Ein- 
richtungen liegen, im Übermaß mit Vormund- 
schaftsaufgaben belastet. Die Bundesregierung 
wird deshalb gebeten, die Einfügung einer dem 
§ 97 des BSHG entsprechenden Bestimmung im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen. 

8. Zu Artikel 2 b — neu — 

Folgender Artikel 2 b ist einzufügen: 

„Artikel 2 b 

Neufassung des Gesetzes für 
Jugendwohlfahrt 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, den Wortlaut des 
Gesetzes für Jugendwohlfahrt in der Fassung, 
die sich aus den Änderungen in Artikel 1 ergibt, 
mit neuem Datum bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen." 

Begründung 

Wegen der zahlreichen Änderungen empfiehlt es 
sich, das Gesetz für Jugendwohlfahrt neu be- 
kanntzumachen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


i. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungs- 
vorschläge unter l. f 5., 6. und 8. keine Einwendun- 
gen. Sie wird die Empfehlungen unter 4. und 7. im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


II. 

Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes be- 
merkt: 

Zu 2. (Abschnitt IV und § 36) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Im Regierungsentwurf ist bewußt davon abgesehen 
worden, eine dem Vorschlag entsprechende Rege- 
lung aufzunehmen. Auf die Begründung zu Artikel 1 
Nr. 4 (§ 36) der Regierungsvorlage wird verwiesen. 
Der Bundesrat ist auf diese Gründe nicht einge- 
gangen. 

Zu 3. (zu Artikel 1 und Artikel 2 a [neu]) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

1. Die Verweisungen auf Bestimmungen des Bürger- 
lichen Gesetzbuches bestehen im Jugendwohl- 
fahrtsgesetz unangefochten seit 1924. Die Bundes- 
regierung ist der Ansicht, daß dieses sicherlich 
bedeutsame Problem der Abgrenzung von Ju- i 
gendwohlfahrtsgesetz und Bürgerlichem Gesetz- | 
buch der anstehenden Neuordnung des Jugend- 
hilferechts Vorbehalten bleiben sollte. 

2. Der Vorschlag richtet sich aus ausschließlich 
formellen Rücksichten gegen angebliche Doppel- 
regelungen, die jedoch in Wirklichkeit materielle 
Ausnahmebestimmungen für die Tätigkeit des 
Jugendamtes als Amtspfleger, Amtsvormund 


usw. sind. Diese Bestimmungen können auch 
nicht analog auf den Einzelpfleger, Einzel- 
vormund usw. angewendet werden. 

3. Die Bundesregierung hält den Vorschlag für ge- 
eignet, die Durchführung des Jugendwohlfahrts- 
gesetzes erheblich zu erschweren. Demgegenüber 
soll mit der Regierungsvorlage eine Erleichterung 
der Durchführung des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
insoweit erreicht werden, als an die Stelle von 
Verweisungen auf Bestimmungen des Bürger- 
lichen Gesetzbuches der Inhalt dieser Bestim- 
mungen selbst treten -soll. 

4. Der Vorschlag steht in direktem Gegensatz zu 
dem Vorschlag des Bundesrates vom 4. Oktober 
1968 (vgl. Bundestagsdrucksache V/3719, S. 76, 
linke Spalte Nr. 2), wonach die Begründung und 
Aufhebung einer Amtsvormundschaft im Bürger- 
lichen Gesetzbuch, dagegen die Aufgaben des 
Amtsvormundes im Jugendwohlfahrtsgesetz ge- 
regelt werden sollten. 

Die vom Bundesrat nunmehr vorgeschlagene um- 
gekehrte Abgrenzung führt zu Schwierigkeiten. 
Danach wäre aus § 1709 BGB nicht mehr ersicht- 
lich, daß die gesetzliche Amtspflegschaft nicht 
eintritt, wenn bereits vor der Geburt des Kindes 
ein Pfleger bestellt oder wenn angeordnet ist, 
daß eine Pflegschaft nicht eintritt oder wenn das 
Kind eines Vormundes bedarf. Dies wäre syste- 
matisch sehr unbefriedigend, da die genannten 
Einschränkungen im Bürgerlichen Gesetzbuch 
ihre Grundlage haben (vgl. § 1707 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 1708 BGB n. F., § 1773 BGB). 

5. Der Vorschlag des Bundesrates enthält Änderun- 
gen von Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buches, die durch das Nichtehelichengesetz ein- 
geführt worden sind (§§ 1709, 1791 c BGB n. F.). 
Es erscheint rechtspolitisch unerwünscht, diese 
Vorschriften bereits nach kurzer Zeit wieder zu 
ändern. 
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